Vierteljähriger Monneentöpretß in Breslau 2 Thlr, außerhalb iel. 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Sajettong ebühr für den Raum einer 
3 ſechstheiligen Zeile in Betitirift 2 Sgr. 
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BEREITET BEREIT 


Deutfdhland . 

DER: O. C. Landtags-Berhandlungen, 
38. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 29. Januar). 
10 Uhr. Am Miniſtertiſch Leonhardt, Falk und zahlreiche Commiſſare. 
Dass Haus erledigt zunächſt folgende Geſetzentwürfe: 10 betreffend die 

anderweite Regelung der Executionsgehühren in den Hohenzollernſchen Landen 

hl erſter und zweiter, 2) betreffend die Ablöſung der den geiſtlichen und Schulz 
„titten u. ſ. w. in der 1 Hannover zuſtehenden Realberechtigungen 
zweiter Berathung; 3) betreffend den Beginn der Geſetzeskraft der in der 
ſeſetzſzaammlung verkündigten Erlaſſe und 4) betreffend den Receß mit Anhalt 
Aber einige Grenze und Hoheitsdifferenzen in dritter Berathung. 5) Der 
Geſetzentwurf betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger wird an die 
Wommiſſion zur Berathung des Geſetzentwurfes über das Vormundſchafts⸗ 
weſen erwiesen 5 ö 
Hierauf tritt das Haus in die zweite Berathung des Etats des Cultus⸗ 
miniſteriums ein. Zu Capitel 34 der Einnahme Titel 4 (Cultus und 
Unterricht gemeinſam) beantragt Eher ty, die Staatsregierung aufzufordern, 
bei den Stiftern Merſeburg, Naumburg und Zeitz keine neue Anwartſchaften 
mehr ertheilen zu wollen, ſowie die Einkünfte der Stifter zu Schul⸗ und 
Unterrichtszwecken verwenden zu wollen. Es handle ſich dabei lediglich um 
die Ausführung früherer Beſchlüſſe des Hauſes. Wider Recht und Geſetz 
ſeien große Summen der Controlle des Landtages entzogen, und verwendet 
zur Schaffung von Sinecuren. Er erinnere an den General⸗Feldmarſchall 
pon Manteuffel, der allerdings vielleicht fähig ſei, den frommen Prieſter und 

tapferen Soldaten in ſich zu vereinen. Im Intereſſe der Schule verwendet 
würden die Fonds ihrer urſprünglichen Beſtimmung zurückgegeben werden. 
Trotzdem vom Regierungstiſch geltend gemacht wurde, daß dieſe Fonds 
zum Reſſort des Miniſteriums des Innern gehören, wird der Antrag ange⸗ 
nommen. - : 

Anläßlich des Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten 
erklärt v. Mallinckrodt im Namen ſeiner politiſchen Freunde, daß ſie gegen 
dieſe Poſition ſtimmen werden, weil fie die Einſetzung dieſes Gerichtshofes 
für einen rechtswidrigen Eingriff in die kirchliche Freiheit halten; auch wür⸗ 
den für fie die Erkenntniſſe deſſelben niemals von maßgebendem Einfluß auf 
die kirchlichen Verhältniſſe und Beziehungen. — Die Poſition von 11,800 

ahl, ird gegen die Stimmen des Centrums genehmigt. 

Bei Capitel 115 (evangeliſcher Oberkirchenrath) beantragt von 
Sauden (Tarputſchen) die e der dafür geforderten 29,914 Thlr. 
Auch ſeine Partei wolle den jetzigen Cultusminiſter im Ganzen und Großen 

N auf das Kräftigſte unterſtüßzen und fein Antrag habe daher nicht die Beden⸗ 
tung eines Mißtrauensvotums. Vielmehr ſei es ein beſonderer Ausdruck 
des Vertrauens, wenn man die Geſchäfte des Oberkirchenrathes wieder dem 


Mimiſterium zurückgeben wolle. Jede Kirchenbehörde müſſe in der Kirchen: | 


hertretung wurzeln und ihr verantwortlich fein, der Oberkirchenrath ſei nicht 
als eine kirchliche Behörde, als eine Vertretung der Kirche anzuſehen, als 
nelche er ſich auch in dem Rahmen der neuen Kirchenorganiſation gerire. 
Auch der Einwand, daß jetzt an der Spitze dieſer Behörde ein Mann ſtehe, 
zer volles Vertrauen verdiene, und ihr zur Zeit große Aufgaben vorlägen, 
fi nicht durchgreifend, da gerade der Oberlirchenrath hierbei nur hindernd 
birke. Sollte auch ſein Antrag nicht die Majorität finden, fo müſſe doch 
ſeine Partei dieſen Proteſt öffentlich bor dem Lande ausſprechen. 

Der Cultusminiſter: Ich bin dem Herrn Abgeordneten ſehr dankbar 
für ſein Vertrauen, nur bitte ich, es mir in einer Weiſe auszudrücken, daß 
die Sache auf mich und meine Handlungsfähigkeit nicht ſo wirkt, wie es ge⸗ 
ſchehen würde, wenn ſein Antrag angenommen würde. Es würde in dieſem 
Jalle nichts verbeſſert, ſoudern Alles verſchlechtert werden. Im vorigen 
Jahre hat der Herr Abgeordnete denſelben Antrag damit mokibirt, daß er 
ſagte, er ſolle als eine Mahnung dienen, ſich mit dem Aten ae i 
werk ein wenig zu beeilen. Dieſen Erfolg hat doch ſein Antrag gehabt und 
cs i Alles gethan, um den Artikel 15 der Verfaſſung nach den Modifikatio⸗ 
neu, die er erhalten hat, zur Ausführung zu bringen. Mehr als 20 Jahre 
iſt über den Ober⸗Kirchenrath geklagt worden, daß er ſeine Pflicht nicht er⸗ 

fülle ung dennoch find die Pofttionen für ihn bewilligt worden; jetzt, nach; 

bem er angefangen hat, feine Pflicht zu thun, ſollen fie nicht mehr bewilligt 
werben! , 
Abg. v. Saucken betont nochmals, daß bei der wichtigen Frage der 
j. bitftändigen Entwicklung der proteſtantiſchen Kirche dieſes Organ, welches 
— juriſtiſch geſprochen — die Prätention macht, im Namen der Kirche zu 
ſprechen, für den Miniſter nur hinderlich ſei. ne 
Abg. v. Gerlach wird für die Poſition 7 0 8 will jedoch ſeinen Diſſen⸗ 
ſus gegen die Anſicht des Miniſters, als habe der Oberkircheurath ſeine Pflicht 
gethan, ausſprechen; derſelbe habe im Gegentheil bei der jetzigen Reorgani⸗ 
1 ſation der Kirche feine Pflicht nicht gethan. 185 
1 Der Cultus miniſter wird auf die letzte Bemerkung bei einer ſpäteren 
0 Gelegenheit näher eingehen und bittet im Uebrigen nochmals die Poſition zu 
e AN i 
erichterſtatter Miguel: Der Budgetcommiſſion lag kein Antrag auf 
Streichung dieſes Poſtens vor, und wird der Abg. v. Saucken ſich vielleicht 
damit genügen laſſen, feinen Proteſt vor dem Lande ausgesprochen zu haben. 
Jetzt, wo es ſich darum handelt, die Kirche vom Stagte zu löſen, wo die 
Synodalverfaſſung in Angriff genommen und in voller Ausführung begriffen 
iſt, dieſe Poſition zu ſtreichen, hielt die Commiſſion nicht für angezeigt; da: 
durch iſt durchaus nicht die Frage präjudicirt, ob und welche Stellung dieſe 
Behörde nach der Durchführung haben ſoll und wird. \ \ 

9 wird die Poſition gegen die Stimmen der Fortſchrittspartei ge⸗ 
nehmigt. b 1 

Bei Capitel 116 (evangeliſche Conſiſtorien) beantragt die Commiſſion 
17 07 ar für eine Directorſtelle bei dem Conſiſtorium in Königsberg nicht 
u bewilligen. 

Abg. Ceyd el bittet den Poſten wegen der gerade in der Provinz Preußen 
| fehr ſchwierigen kirchlichen Verhältniſſe zu Hen hen 


ö 


Der Cuktusminiſter tritt dem bei; denn binnen heute und Jahreßfriſt 
ſei die angebahnte Neuorganiſation der Kirchenverfaſſung ſicherlich noch nicht 
durchgeführt, die Entwickelung werde und müſſe eine langſame fein. In der 
Probinz Preußen ſeien die kirchlichen Verhältniſſe ſchon wegen der Größe der 

Provinz ſchwierige; dabei habe kein Conſiſtorium ſo eigenthümliche Anſichten 

über die een Fragen gejeioh wie das zu Königsberg; man könne 

bier nicht helfen durch einen geiſtlichen General⸗Superintendenten, ſondern 
nur durch einen weltlichen Director. 5 

Abg. v. Saucken: Abg. Seydel vertrete nicht die Anſicht der Fortſchritts⸗ 
partei; er, der Redner, ſtimme der Budget⸗Commiſſion bei und erwidere dem 
Miniſter nur noch, hatten die würdigen Herren des Königsberger Conſiſtoriums 
nicht die Capacität, die neuen Geſetze zu begreifen, jo müßten fie einfach zur 
Dispofition geſtellt werden. 

Abg. Richter (Sangerhauſen) warnt davor, den principiellen Standpunkt 
allzu ſehr zu betonen; bei den letzten kirchlichen Wahlen in Preußen ſeien in 
Folge der Wahlenthaltung der Partei des Herrn Abg. d. Saucken nur 
Männer von principiell entgegengeſetzter Richtung gewahlt 

Abg. v. Saucken erwidert hierauf, daß das anfänglich durch Mahl: 
enthaltung geäußerte Bedenken gegen die, neue Synodal⸗ Phe fallen 

h Kan und das Programm „Nicht wählen“ keineswegs mehr Parole feiner 
artei ſei. ; . 

Abg. v. Bonin empfiehlt aus practiſchen Gründen die Bewilligung; die 

Regierung verdiene jegliche Unterſtützung, denn unleughar ſei die jetzt in 
; Angri genommene Neuorganiſation der proteſtantiſchen Kirche ein großer 
Fortſchriktt. 5 5 5 5 
N ger Miquel: Die Budgetcommiſſion ſei durchaus nicht von princi⸗ 

piellen, ſondern von practiſchen Erwägungen bei ihrem Antrage geleitet wor: 

den; ſie habe keine Luſt gezeigt in einem Augenblicke, wo Exiſtenz, Natur 

ae einer Behörde in Frage ſteht, bei derſelben neue Stellen zu 
bewilligen. 

Die Poſition wird gegen den Antrag der . 

\ au G5 el 117 0 Geiſtliche und Kirchen) beantragt 
die Budge. mmiſſion: 1. den erſten Satz des Vermerks: „Disponible Be⸗ 
träge und Heimfälle, fo weit fie nicht aus künftig wegfallenden Zahlungen 


* 


Budgetcommiſſion enehmigt. 


Fünfundfünfzigſter 


DD — N 


herrühren, können zu neuen Bewilligungen derwendet und etwaige Beſtände 


Staatsregierung aufzuforbern: a) die auf ſpeciellen Geſetzen beruhenden 
Ausgaben nach Maßgabe derſelben zum Gegenſtand beſonderer Titel zu 
machen, ſowie auch die übrigen auf dieſe Titel angewieſenen Ausgaben nach 
Zweck und Entſtehungsgrund thunlichſt zu ſondern; b) in der nächſten Seſ⸗ 
ſton ein Verzeichniß derjenigen Ausgabepoſitionen mitzutheilen, welche nach 
Emanation reſp. Einführung der Verfaſſungsurkunde auf dieſe Titel neu an⸗ 
gewieſen oder von anderen Titeln übertragen ſind. 

Referent Miquel; Nach der Ausführung der Verfaſſungsurkunde iſt 
immer die Praxis gehandhabt worden, daß die Garantie, welcher nach Art 15 
die Dotationen der Kirchen unterſtellt ſind, ſich auch auf die Bedürfnißzu⸗ 
ſchüſſe beziehe. Die Dotation der evangeliſchen Kirche nun wurde im Jahre 
1850 um 50,000 Thlr. erhöht und dieſelben find in die Geſammtdotation 
aufgenommen worden. Später find nur geringe Positionen zu dieſem Ca⸗ 
pital hinzugekommen, die Bedürfuißzuſchüſſe find im Ganzen nur auf 5000 
Thlr. erhöht worden. Ganz ähnlich ſteht es mit der Dotation der katholiſchen 
Kirche. Die Budgetcommiſſton war nun nicht der Meinung, die ſtaatsrecht⸗ 
liche Frage über das in dem Vermerk bezeichnete Verfahren zum vollen Aus⸗ 
trag zu bringen und eine ſo außerordentlich verwickelte Controverſe jetzt ſchon 

u erledigen, weil ja demnächſt mit den hier fraglichen Summen im Staats⸗ 

udget überhaupt aufgeräumt werden wird. Wenn nun die Commiſſion 
trozdem die Streichung des Vermerks verlangt, jo will fie eben dadurch nur 
die Präjudicirung der ſtaatsrechtlichen Auffaſſung dieſer Frage verhindern. 

Graf Wintzingerode hält die Frage nach der verſchiedenen Entſtehungs⸗ 
weiſe der Fonds in keiner Weiſe für conner mit der Uebertragung derſelben 
auf die Kirche und bittet, da dieſe Fonds beſſer in der Staatstaffe verwaltet 
und aus dieſer bewilligt werder, den Vermerk ſtehen zu laſſen. 

Geh. Rath Lucanus: Nach der Prüfung und einem Erlaß der Ober: 
rechnungskammer ſei das 1 8 Verfahren den beſtehenden Beſtimmungen 
entſprechend. Der Vermerk fer alſo keineswegs aufgenowmen, um ein Prä⸗ 
judiz zu ſchaffen. Im vorigen Jahre, wo der Vermerk das erſte Mal in den 
Etat aufgenommen worden ſei⸗ Hatte auch die Budgetcommiſſion den Stand: 
punkt der Regierung getheilt und geradezu im Gegenſatz zu dem heute ein⸗ 
genommenen eine etwaige Ablehnung der Poſition und Streichung des Ver⸗ 
merkes als ein Präjudiciren dieſer außerordentlich ſchwierigen Verfaſſungs⸗ 
frage bezeichnet. 

Nachdem Referent Miquel nochmals erklärt, daß die Natur des Rechts⸗ 
verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche in Beziehung auf Dotationen durch 
die Strechung des Vermerks gar nicht berührt werde, wird der Antrag der 
Commmiſſion angenommen. 

„Titel II, des Kapitel 120 (Katboliſche Geiſtliche und Kirchen): Bedürf⸗ 
nißzuſchüſſe und einmalige Unterſtützungen, insbeſondere da 
10 0 0 neuen katholiſchen Biſchof 16,000 Thaler ausgeſetzt find, 
erläutert der 


Referent Miguel: 15 Bezug auf dieſe Poſition wurde in der Com⸗ 
miſſion die Anſicht geäußert, daß, wenn auch die Altlatholiken auf eine 
Nacht Dotation Anſpruch hätten, wie diejenigen, welche ſich den vatikaniſchen 

eſchlüſſen unterworfen haben, der Staat doch nicht verpflichtet ſei, ſeine 
Geſammtdotation für die katholiſche Kirche zu erhöhen, ſondern es müſſe hier 
eine Theilung in den Summen eintreten, wie ſie eingetreten ſei in der Kirche 
ſelbſt. Dieſe Auffaſſung war nur ſehr vereinzelt. Allgemein ging man da⸗ 
bon aus, daß durch die Ausſcheidung der Altkatholiken aus der bisherigen 
Gemeinſchaft unmöglich eine Verminderung des Rechts der katholiſchen Kirche 
auf die bisher bezogene Dotgtion, noch auch eine Verminderung ihrer Be⸗ 
dürfniſſe hergeleitet werden könne. Denn es ſeien ja die Dotationen nicht 
verheilt mit Rückſicht auf eine beſtimmte Anzahl von Diözeſanen, ſondern 
auf den Beſtand der Diözeſen. Dieſer letztere aber ſei nach wie vor derſelbe 
und ſomit auch die Rechtsfrage und die Bedürfnißfrage die alte geblieben. 
Von einer anderen Seite nun wurde die Poſition einmal in ihrer Geſammt⸗ 
heit, zweitens in ihrer e Höhe und drittens in ihrer ne 
im Budget, die fiche von Wichtigkeit iſt — ſie ſteht unter dem Capitel: 
„katholiſche“ Geiſtliche — beſtritten. Mit geringerem Nachdruck wurde die 
Anſicht geltend gemacht, daß die Summe gar nicht bewilligt oder vermindert 
werden müſſe, weil doch unmöglich nachgewieſen werden könne, daß das Ve⸗ 
dürfniß nach dieſer Summe bei den hieſigen Altkatholiken vorhanden ſei. 
Vorzugsweiſe nahm man Anſtand an der Bezeichnung der Poſition als Zu⸗ 
ſchuß und Unterſlützung für einen neuen katholiſchen Biſchof; das ſei 
keine ſtaatsrechtliche Bezeichnung für einen bloßen Sekten⸗Vorſleher. Dies 
Alles hat die Budgeteommiſſion zurückgewieſen und beantragt, die Poſition 
zu bewilligen unter folgenden Erwägungen: es iſt Thalſache, daß die Alt⸗ 
katholiken ihrerſeits behaupten, wirkliche Katholiken zu fein und daß ihnen 
dies beſtritten wird von Seiten der organiſirten katholiſchen Kirche. 

Welcher Theil als der richtige katholiſche anzuſehen ſei, darüher hat der 
Staat eine Entſcheidung weder treffen wollen noch können. Dieſe Frage 
wird einmal im Laufe der Geſchichte unzweifelhaft ſo entſchieden werden, 
daß der Staat aus dieſer Neutralität heraustreten kann. Hat nun überhaupt 
für den Staat eine Verpflichtung beſtanden, für die Bedürfniſſe der katho⸗ 
liſchen Kirche zu ſorgen, ſo hat er auch jetzt während des Kampfes die drin⸗ 
gende moraliſche Verpflichtung, dieſe Sorge auch den Katholiken angedeihen 
zu laſſen, die ſich den daticaniſchen Beſchlüſſen nicht unterworfen haben. Daß 
die Höhe des Bedürfniſſes hier nicht ſtrikt nachgewieſen werden kann, liegt 
in der Natur der Sache. Eine größere Anzahl von Altkatholiken haben be: 
reits Gemeinden gebildet, andere ſind vorläufig in Vereinen geeint, aus 
denen ſich Gemeinden bilden ſollen. Gerade bei dieſen letzteren ſtellt ſich 
das Bedürfniß nach Zuſchüſſen und Unterſtützungen während der Zeit der 
Conſtituirung um ſo höher, ſo daß ſchon deshalb die Summe etwas reich⸗ 
licher bemeſſen werden mußte. Endlich hat der Staat den Biſchof Reinkens 
durch ſeine Vereidigung als katholiſchen Biſchof als ſolchen anerkaunt und 
deshalb gehörte die für ihn ausgeſetzte Summe auch in dieſes Capitel des 
Etats. Die Höhe derſelben mußte natürlich abhängig gemacht werden von 
der gegenwärtigen Anzahl der Gemeinden. Nach den an die Commiſſion 
ergangenen Mittheilungen der Regierung iſt die Seelenzahl der Altlatholiken 
in Preußen 70,028, wovon 4342 Gemeinden angehören. Wenn dieſe Zahl 
auch gering iſt, fo werden die Ausgaben doch dadurch, daß dieſe Gemeinden 
nicht wie die Dibeeſen in ſich geſchloſſen, ſondern ſehr zerſtreut liegen, ſehr 
erhöht. Schließlich hebe ich noch hervor, daß, wie ſich aus der Bezeichnung 
dieſer Poſition im Etat von ſelbſt ergiebt, dieſelbe keine dauernde Dotation 
iſt und auch die Regierung die Verpflichtung einer ſolchen gegenüber dem 
Biſchof Reinkens nicht übernommen hat. 

Abg. Wehrenpfennig macht auf einen Irrthum in der Rede des Ne: 
ferenten aufmerkſam, da pon der Regierung bisher nur die Zahl der Mit⸗ 
glieder der conſtituirten altkatholiſchen Gemeinden, nicht aber die Seelenzahl 
der Altkatholiken in Preußen geſchätzt worden ſei, worauf Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar Hübler erklärt, daß die Ermittelungen zu einer Zählung ſammtlicher 
Katholiken, die ſich im Widerſpruch zu den baticanifchen Beſchlüſſen befinden, 
wegen der Kürze der Zeit noch nicht hätten gemacht werden können; organi⸗ 
ſirte Gemeinden aber ſeien bereits 28 zu verzeichnen geweſen und zwar im 
Ganzen mit 4342 ſelbſtſtändigen und 17,028 unſelbſtſtändigen Mitgliedern. 
Die Zahl der in der Diaſpora lebenden Altfatholiken aber ſei nach den der 
Regierung zugegangenen Mittheilungen eine ſehr erhebliche. 

Abg. Reichenſperger: Es kann gar nicht zweifelhaft ſein, daß es ſich 
hier unt die ee der alllathelichen Kirchengemeinſchaft handelt, und 
damit iſt das anerkannt, was wir immer behauptet haben, daß wir es mit 
einer ſelbſtſtändigen Gemeinſchaft zu thun haben. (Oho! links.) Dieſe An⸗ 
ſicht hat der Referent als die der Budgetcommiſſion vertreten; da hätten 
Sie „Oho!“ rufen ſollen. Die Thatſache aber iſt jo evident, daß es kaum 
eines Nachweiſes bedürfte. Die Voraussetzung jeder einzelnen Kirchengemein⸗ 
ſchaft iſt die Gemeinſchaft des Glaubensbekenntniſſes; zum Glaubensbekennt⸗ 
niß der Katholiken gehört der Satz, daß die Lehreinheit in Rom gipfele; dieſe 
Lehreinheit wird von den Altkatholiken verneint. Man hat nun behauptet, 
daß das vaticaniſche Conzil ein unfreies geweſen ſei. (Sehr nn links.) 
Nun hat erſt neulich ein Proteſtant, Profeſſor Fromann, ſtatt der Katholiken 
das Wort c wöglich und dieſe 


md d Pag ſo ea dargelegt, daß kaum ein 
Widerſpruch möglich fein wird. Das Conzil ist ein wirklich freies geweſen. 


Zei ˖ 


— Verlag von Eduard Trewendt. 


aus einem Jahre in das andere übertragen worden“ — zu ſtreichen; 2. die ( 


Majorität ab, die wie der Schnee zerſchmelzt. (Heiterkeit. ) 
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Expedition: Serrenſtraßte Nr. 20. Außerdem ferne 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche S a e 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


JJ... TTT 


4. 8 
(Widerſpruch links.) Nun ja, vor Ihrer Freiheit iſt ja gar keine Rede. 
Pe haben ein anderes Berftätbtiß bon dathel ; 

ir haben ein anderes Verſtänduiß von katholiſcher Freiheit. ee 
der große Scheidepunkt zwiſchen den beiden großen delle ae 
der Proteſtantismus beruht auf dem Prinzipe der individuellen Berechtigung 
des Einzelnen ſich feine Heilswahrheiten ſelbſt zu ſuchen, in den Evangelien, 
oder den ſymboliſchen Büchern oder wo er ſonſt will. Innerhalb der katho⸗ 
lichen Kirche exiſtirt dieſe Lehrfreiheit nicht. Ich will men nun nach der 
Definition der katholiſchen Kirche bon Profeſſor v. Richthofen, den Sie (links? 
doch jedenfalls als Autorität anerkennen werden, nachweiſen, daß die Alt⸗ 
katholiken nicht zu derſelben gehören. Die Definition lautet: „Die katholiſche 
Kirche iſt die Geſammtheit derjenigen Individuen, welche durch das Bekennt⸗ 
niß deſſelben Glaubens, durch die Gemeinſchaft derſelhen Sacramente, unter 
dem Regiment ihrer geſetzmäßigen Oberhirten, der Biſchöfe, und beſonders 
des römiſchen Papſtes verbunden ſind.“ Keine dieſer Borausſetzungen trifft 
bei den Altkatholiken zu. Sie bekennen nicht denſelben Glauben; die Ge⸗ 
meinſchaft der Sacramente iſt pom Proſeſſor Schulte verworfen worden; fie 
ſtehen in keiner Verbindung mit dem römischen Papſte. — Jetzt ſoll nun der 
altkatholiſchen Kirche eine Dotation zugewendet werden. ie wird es den 
mit den Dotationen gehalten? Trotzdem ſie im Etat aufgeführt werden und 
auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen, werden fie ad nutum des Miniſters 
geſperrt und gerichtliche Klagen darüber zurückgewieſen, ſo daß der Staat 
auf eigene Hand Partei, Richter und Executor iſt. Es heißt nun, diefer 
Zuſchuß von 16,000 Thlen. ſei nothwendig; damit iſt doch jedenfalls keine, 
aus dem Acte der Vereidigung des altkatholiſchen Biſchofs, folgende, rechtliche 
Nothwendigkeit gemeint; die müßte felbft bei den Nationalliberalen einige 
Bedenken hervorrufen. Wer giebt denn der Staatsregierung das Recht, Acte 
vorzunehmen, die eine Geldverpflichtung hervorrufen? Man forgs ſchon jetzt 
für Gemeinden, die noch nicht exiſtiren; man zieht ſchnell telegraphiſche Naher 
richten ein, wie viel arme Seelen zu dieſem Bekenntniß gehören. Mespale 
hat man es fo eilig mit dieſer Religions⸗Geſellſchaft? Weshalb hat man 


nicht in Betreff der Freigemeindler, der Alt⸗Lutheraner und anderer Diſſi⸗ 
denten auch telegraphiſche Nachrichten eingezogen und ihnen einen Bedürfniß⸗ 
ee Für die hat die Regierung kein Auge, die kennt fie 
gar nicht. ER 
Dieſe hohen Sympathien der Regierung erklären ſich daraus, daß mann 
in dieſer neuen Religionsgeſellſchaft ſich eine Waffe gegen die römiſch⸗katho⸗ 
liſche Kirche zurechtmachen zu können glaubt. (Sehr 1978 0 Ich gebe es 
Ihrem eigenen Gewiſſen anheim, ob Sie über Gelder des Volkes zu ſolchen 
Zwecken disponiren dürfen. Der abſolute Staat ſtand zu Ende der Dreißiger 
Jahre auf einem anderen Standpunkte; damals hat die Regierung es nicht 
für zuläſſig erachtet, den Rongianern einen derartigen Bedürfnißzuſchuß zu 
geben. Der conſtitutionelle Staat wälzt die Verantwortlichkeit auf eine 
orität \ Es ſind bereits 

ähnliche Erfahrungen gemacht, ſie werden vielleicht bald wieder gemacht 
werden. Einen Punkt aber hat die Aufmerkſamkeit des Herrn Cultus⸗ 
miniſters noch nicht gefunden. Ich habe ſchon früher einmal die Legalität 
des Actes der Anerkennung des altkatholiſchen Biſchofs in Frage geſtellt und 
bin heute noch der Meinung, daß wir es unzweifelhaft mit einem bollitändig 
illegalen Act zu thun haben. Die Bulle „de salute anjimarum“ vom 
21. Auguſt 1821 beſtimmt, daß in Preußen 8 Bisthümer ſein ſollen; die 
Biſchöfe ſollen von den Domcapiteln gewählt werden. So lange nun die 
Stgatsregierung bei der Behauptung bleibt, die Altkatholiken ſtänden inner⸗ 
balb der katholiſchen Kirche, haben wir es mit einem Acte flagranter Ille⸗ 
galität zu thun. Der Herr Negierungscommiffar hat in der Budgeteom⸗ 
miſſton erklärt, die Regierung wolle neutral bleiben. Nun, ich erachte fie a 
auch für völlig incompetent darüber zu urtheilen; wer anders kann competent 
ſein als die Kirche in ihren geordneten Vertretern. (Bewegung.) a 

Sie (lins) ſträuben ſich gegen die Deduction, weil ſie die Verurtheilung 
Ihres Standpunktes iſt. Das Princip, daß die Kirchen ſelbſt darüber zu 
urtheilen haben, wer zu ihrer Gemeinſchaft gehören ſoll, haben Sie auch i 
die Mafgeſetze aufgenommen. Durch die Excommumcation ſpricht die katho⸗ 
liſche Kirche einen ſolchen Ausſchluß aus. Daß die Creommunication eine 
ſolche Wirkung hat, wird auch von den Altkatholilen anerkannt denn in einem 
Schriftſtücke, welches aus ihrer Mitte hervorgegangen it, heißt es, daß die 
katholiſchen Biſchöfe ſammt und ſonders ſich in einer materiellen Ketzerei be⸗ 
fänden und deßhalb der Excommunication verfallen und ſomit aus der Kirche 
ausgeſchieden ſeien. Oder ſind wir blos ausgeſchloſſen von jenen und jene 
nicht von uns? Ja, meine Herren, gegen die Geſetze der Logik und des ger 
a Menſchenverſtandes giebt es keine Mittel. Es iſt wirklich unbeſtreit⸗ 
ar, daß die Staatsregierung zu dieſer Action nur übergegangen iſt, weil ſie in 
dem pe Kampfe gegen die ungefüge katholiſche Kirche in den 
Altkatholiken eine Waffe zu erlangen glaubt. Ich kann nur jagen, wenn es 
Ihnen Vergnügen macht, 16,000 Thlr. gegen die katholiſche Kirche zu bewilli⸗ 
gen, jo thun Sie, was Sie nicht laſſen können. (Beifall im Centrum.) 

Abg. a Die Frage der Anekennung des Biſchofs Reinkens mußte 
hier zur Erörterung kommen, aber daß fie von jener Seite (bom Centrum) 
angeregt werden, daß, wer ſelbſt in einem Glashauſe wohnt, mit Steinen 
werfen würde, hatte ich nicht erwartet. Ich werde dem Vorredner auf das 
Gebiet heftigſter Angriffe gegen meine Glaubens⸗ und nic ang ae f 
nicht folgen, ſondern 1 die Unrichtigkeit feiner Entwickelung nachweiſen 
und damit die Frage auf ihren Kernpunkt zurückführen. Zuerſt stelle ich auf 
das Allerentſchiedenſte in Abrede, daß der Stiftsprobſt v. Döllinger in 
München mit irgend einem Schritte der Alt⸗Katholiken nicht einverſtanden 
ſei. Er iſt in allen Punkten mit uns einverſtanden und gehört uns voll 
und ganz an. Ferner beweiſt Profeſſor Schulte in Bonn gerade dadurch, 
daß in erſter Linie der Führer der ganzen Bewegung iſt, daß er mit dem 
Vorgehen der Alt⸗Katholiken in allen Punkten einverſtanden iſt. Ueher die 
Behauptung, daß das Vaticanum ein freies Coneil geweſen ſei, verliere ich 
kein Wort; dieſe Dinge ſind ja allbekannt. Der Vorredner hat ſich in der 
16. Sitzung (ankuüpfend an eine Nachricht in der Preſſe, Biſchof Reinkens 
habe nach ſeiner Vereidigung erklärt, er werde, wenn er jemals bezüglich 
feiner Amtspflicht in einen Conflict mit dem Geſetze gerathen ſollte, lieber 
ein Amt niederlegen als dem Geſetze activen Widerſtund leiſten), zu den 

orten hinreißen laſſen: „Sehr gut, meine Herren, vortrefflich für die werthe 
Perſon jenes Herren!“ Hat er wohl bedacht, daß die Autorität, die ein 
Biſchof hat, vorzugsweiſe auf der Anerkennung des Staats beruht, daß fie 
ihm vom Staat verliehen wird? (Ohol) Und iſt es nicht eine Sorderung, 
ich will gar nicht jagen, der Sittlichkeit, ſondern des alleräußerſten Anſtandes, 
daß man eine Waffe nicht gegen den Geber kehrt? Weiter wollte Reinkens 
nichts ſagen. Er wollte ſagen: ich werde die Autorität, die mir vom 
Staate verliehen iſt, nie gegen ihn kehren. Er wollte aber nicht 9955 5 
ich werde nicht gleichwohl meine Pflicht erfüllen. Wie kann da der Abge⸗ 
ordnete Wiege hal einen Mann der lte zeihen, der jeden Tag in 
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Bonn Gelegenheit hat, den Exceſſen des Pöbels gegenüber feinen Muth zu 
bewähren, (Oho!) der jeden Tag in der ultramonkanen Preſſe auf das Aller⸗ 
Wascher 55 en Kothe beworfen wird? (Sehr wahr! Ruf: 
„Deutſcher Merkur.“ 5 a: 
Die Hauptfrage ift: find die Altkatholiken noch vollberechtigte Mitglieder 
der in Preußen anerkannten katholiſchen Kirche? (Rein! Jal) Es wäre 
ſogar 1 10 ſchwer den Beweis zu führen, daß ae die einzig berech⸗ 
tigten Mitglieder dieſer Kirche find. (Sehr richtig) Die patieaniſchen Be⸗ 
ſchluͤſſe vom 18. Juli 1870 haben nicht den objectiven Gehalt desjenigen, 
was bisher die Angehörigen der in Preußen anerkannten katholiſchen Kirche 
geglaubt haben, ſondern das Subject, den Träger der kirchlichen und Juris⸗ 
dictionalgewalt verändert, in Folge deſſen ein ganz neues dhe in le ent⸗ 
ſtehen mußte, welches nicht einmal als Rechtsnachfolger der bisher in Preußen 
anerkannten katholiſchen Kirche betrachtet werden kann. Und, m. H., warum, 
nicht? Weil nach katholiſcher Anſchauung ein Dogma nicht erfunden, ons 
dern als von Anfang der Kirche an vorhanden feſtgeſtellt und deſinirt wir 
Ich will aber die Frage nicht einmal in dieſer e formuliren, ſonder 
dahin; Sind die Altkatholiken noch pollberechtigte Mitglieder der in reußen, 
anerkannten latholiſchen Kirche? Man formulirt die Frage in ihrer ganzen 
Schärfe deshalb noch nicht, weil bis jetzt die Neukatholiken numieriſch noh 
die Majorität ausmachen. Darüber kann doch gar kein Zweifel ſein, do 
das Kriterium, ob ein Individuum zu einer beſtimmten Kirche gebbre oder. 


holiſchen Kirche ausz n, weil 

te 15 Auf Weires, ich auf eine Unterſuchung dei 
tiſchen Rechtgläubigkeit kann ſich der Staat nicht einlaſſen; und gerade 
3 Altkatholiken gegenüber kann er es um fo weniger, weil zu den Lehr⸗ 
begriffen der katholiſchen Kirche bis zum 18. Juli 1870 die Dogmata, die 
a N Vatican gemacht ſind, nicht gehört haben. iderſpruch im 
‚entrum. 1 2 1 ag 12 98 
Ich verweiſe Sie auf Ihren alten Katechismus, auf den Teſteid der eng⸗ 
1 5 Biſchöfe und auf die große Anzahl von non placet, welche in Rom 
abgegeben worden ſind. Deshalb alſo müſſen die Altkatholiken als vollbe⸗ 
echiigte Mitglieder der in Preußen anerkannten katholiſchen Kirche betrachtet 
werden. Man iſt auch re geen namentlich auch der Abgeordnete 


x aß 


gen iſt nun aber der Biſchof der Leiter der 


atirt aus dem Jahre 1448 und fie hat nach kanoniſchen Grundſätzen nun 
und nimmer dazu gehört die Wahl eines Biſchofs giltig oder ungiltig zu 
machen. Das biſchöfliche Amt wird nach kanoniſchen Grundſätzen lediglich 
durch die Conſekration, die Biſchofsweihe erworben, zu deren Ertheilung jeder 
ordentliche katholiſche Biſchof berechtigt iſt. Biſchof Reinkens iſt conſekrirt 
orden, aber, ſagt 55 fia un de von einem Biſchof, der kein katho⸗ 
iſcher Biſchof iſt. Der Biſchof von Deventer iſt aber ein ſolcher; es iſt ſchon 
t bewieſen worden, daß dieſe alte unterdrückte Utrechter Kirche in Holland 
ichts iſt, wie ein Opfer der vielen Künſte, welche die Jeſuiten geliefert haben. 
Gelächter im Centrum). Wer ſich darüber unterrichten will, dem will ich 
gern das Material Fi Gebote ſtellen und kann ihn auch auf den proteſtan⸗ 
tiſchen Kirchenhiſtoriker Nippold verweilen, welcher das auf das Evidenteſte 
nachgewieſen hat. Man ſollte deshalb doch endlich einmal mit dem Vorwurf 
aufhören, daß die Utrechter Kirche dem Janſenismus verfallen ſei. 
Endlich hat man auch gegen die kanoniſche Wahl des Biſchofs Reinkens 
eltend gemacht, daß er nicht einen beſtimmten Titel habe. Aber der heilige 
gonifacius, einer der größten Biſchöfe, die in Deutſchland lebten, hatte auch 
einen Titel. Nach alledem muß Biſchof Reinkens als ein katholiſcher Biſchof 
i tet werden und er iſt als ſolcher von ſämmtlichen der alten Lehre treu 
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es ursprünglichen Contrahenten betrachtet werden kann, fo iſt eine Berufung 
auf dieſe Contrakte unzuläſſig. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit eine Frage 
anregen, die hier 1999 nicht erwähnt iſt. Als nach der Erwerbung von Elſaß 
und Lothringen der Reichskanzler als Rechtsnachfolger von Frankreich ſich 
auf das 0 der römiſchen Curie und Frankreich abgeſchloſſene Concordat 
von 1801 berief, erklärte Antonelli, das beſtände nicht zu Recht. Später 
allerdings wurde ihm dieſe Erklärung ſehr leid. Dieſe Doctrin wurde in 
Broſchüren vertheidigt, welche das Lob Pio nono's empfingen und die oft 
erwähnte „Civilta“, das Leiborgan des Papſtes, ſprach ſich folgendermaßen 
aus: „Das Concordat iſt kein obligatoriicher Act, ſondern eine Conceſſion, 
ein gefährliches Privilegium, und es kann mit keiner weltlichen Macht ein 
enſeitiger Vertrag geſchloſſen werden, durch welchen die freie Action der 
che für die Zukunft gebunden wird. . b . 
Und weiter: „Der Apoſtel Petrus und ſeine Nachfolger erhielten nicht 
en Auftrag, zu handeln oder zu contrahiren, ſondern den Meiſter zu ver⸗ 
ten und zu regieren. Angeſichts dieſer officiellen Lehren der Curie, wie 
man ſich da auf Verträge berufen? Aber ich bedarf dieſer Handhabe 
t, um nachzuweiſen, daß die Regierung vollſtändig correct nach den Be⸗ 
timmungen des in Preußon geltenden Staatsrechts bei der Anerkennung 
des Biſchofs gehandelt hat. Sowohl in den alten Provinzen, wie in den 
zeuerworbenen iſt die Zahl der dort beſtehenden Bisthümer nicht durch das 
ſetz feſtgeſtellt worden, ſondern beruht auf päpſtlichen Bullen, welchen bes 
mie Vereinbarungen vorangingen. Es wurde doch Niemand bezweifeln, 
„wenn die Staatsregierung mit dem ER eine Vereinbarung träfe, 
eine neue Diöcefe zu errichten, dies ohne Weiteres geſchehen könnte, ohne 
aß dazu ein Geſetz nothwendig wäre. Eine ganz andere Frage iſt es, ob 
Landesvertretung nachher verpflichtet iſt, auch einem ſolchen Biſchof eine 
Dotation zu geben. Die Biſchöfe in den alten Provinzen ſind nicht Biſchöfe 
von Territorien, ſondern derjenigen Katholiken, die zu einer Pfarrei der in 
er Bulle de salute animarum erwähnten Dibeeſen gehören. Denn es 
rd zu Gunſten der Proteſtanten ein Vorbehalt henne um der An⸗ 
chauung zu begegnen, daß oben ſonſt alle auf einem beſtimmten Territorium 
äſſigen Chriſten dem betreffenden Biſchof untergebene find. Deshalb 
haben auch z. B. auswärtige Biſchöfe Jurisdiction bei uns, ein Beweis, daß 
e keine territorialen Bezirke find. Die Abgrenzung der Didcefen 
deshalb immer im Verwaltungswege vorgenommen worden, wie dies auch 
Errichtung Ace e dar zeigt; der Biſchof Namczanowski war nichts 
eiter als ein Biſchof aller katholiſchen Soldaten Preußens. Das Wahl⸗ 
cht der Domeapitel iſt zu umgehen, wie dies die Ernennung des Viſchofs 
elchers von Köln zeigt. Ich ſchwärme nicht gerade für den Unterſchied 
wiſchen privilegirten und nicht privilegirten Kirchen; ich wunſche eine Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen Staat und Kirche auch in vermögensrechtlicher Ber 
ziehung. (Beifall links.) Lo: i 
Aber wenn den Bischöfen, die eigentlich gar zu der in Preußen aner⸗ 
unten katholiſchen Kirche angehören, Dotationen gewährt werden, weshalb 
Fol ich fie. dem eigentlich allein e Biſchof verweigern? (Beifall 
inks. Widerſpruch im Centrum.) Liegen vielleicht politiſche Gründe vor, 
die Summe zu verweigern? Ich glaube, de e der wahre Religioſität im 
erzen trägt, müſſe der altkatholiſchen Sache ſeine Sympathien lane vn 
eifall links.) Was uns in den Kampf getrieben, war der Aufſchrei un⸗ 
eres katholiſchen Gewiſſens; wir wollen keinen Univerſalbiſchof, der über alle 
meren Biſchöſe die Jurisdiction ausübt; wir wollen keinen Papſt, der „im 
chreine ſeiner Bruſt alle Rechte trägt“ und zur Sicherung dieſes Macht⸗ 
ruches ſogar dogmatiſch die Allmacht prälendirt, das Papſtthum iſt uns 
keine göttliche Institution, ſondern eine hiſtoriſche Erſcheinung, die wie jede 
dere vergeht, (Sehr wahr!) Wir identificiren die Religion nicht mit 
Kirche und f 


N apſtthum, wir halten dieſe Dinge ſcharf auseinander. Ehe das 
Papſtthum, welches am 18. Juli 1870 feinen Schlußſtein erhielt, aufſchoß, 
waren die Biſchöfe nur Gott unterworfen, die Einheit beſtand nur im Geiſte 
und im Glauben. Ich will offen herausſagen, was wir erſtreben: unſer 
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das sacrifizio dell’ intellett ı 

Wir wollen keine Staatskirche, wohl aber eine Nationalkirche 
trum), wie ſie Rom in der gallikaniſchen 5 

ferer Gemeinde⸗ und Synodalordnung ha 


en wir wieder an dieſe Zeiten an⸗ 


als die römiſche Kirche in ihrer jetzigen Geſtaltung. Wir werden uns nicht 
beirren laſſen auf unſerem Wege weder durch Haß und Verfolgung noch 
durch Spott und Mitleid. Tage 5 

Deswegen möchte ich auch diejenigen, die mit ihrem Urtheil bezüglich der 
eigentlichen Gegenſätze in der katholiſchen Kirche voreilig ſind, bitten, mit 
ihrem Urtheil noch etwas einzuhalten. Wir haben reformirt und werden 
reformiren; wir haben die Stolgebühren abgeſchafft, wir haben das Ablaß⸗ 
weſen beſeitigt, den Beichtzwang und die Heiligenverehrung auf beſtimmte 
Grenzen verwieſen; wir werden uns auch nicht ſcheuen, die Hand an die Re⸗ 
viſion des ganzen dogmatiſchen Gebietes zu legen. Aber verlangen Sie nicht, 
daß eine Reprälentanz von etlichen Hunterttauſend (Ohol), ja ſoviel zählen 
wir gegenwärtig, die Hand anlegen ſoll. Die Dinge, die gegenwärtig in 
den oberen Schichten der bürgerlichen Geſellſchaft abſpielen, werden nach und 
nach in die Maſſen einſickern, und Sie werden erſtaunen, wenn einmal die 
Maſſe zum Bewußtſein kommt, daß ſie hintergangen iſt, wie arg der Abfall 
werden wird. (Veifall.) Einer ſolchen Aufgabe kann ſich die Repräsentanz 
von hunderttauſend Altkatholiken nicht unterziehen, das it die Aufgabe des 
demnächſt zu berufenden Nationalconcils, das, wie ich hoffe, ein Retter der 
katholiſchen Kirche werden wird. (Bravo!) Damit wird auch der ſeit Jahr⸗ 
een d von Rom aus in Deutſchland angefachte religiöſe Zwiſt ein Ende 
haben; dann, FE wird neben dem rijtlihen Glauben ſich endlich ein- 
mal auch die chriſtliche Liebe geltend machen und jene unſichtbare Kirche ſich 
aufbauen, in der alle edlen Menſchen Platz haben. (Bravo 9). Das iſt das 
Ziel, das wir Altkatholiken uns geſetzt haben, eine Bürgſchaft dafür, daß 
wir unwandelbar zu Kaiſer und Reich ſtehen werden (Bravo!), daß unſer 
Biſchof das leuchtende Beiſpiel vergeſſen wird, das die Biſchöfe auf dem 
Reichstage zu Gelnhauſen gegeben haben, daß wir das mittelalterliche Ideal 
Gregor VII. als unſer Ideal nicht anerkennen, daß wir allen Antheil an 
den Beſtrebungen des vorwärts drängenden Lebens nehmen wollen und end⸗ 
lich, daß wir auch für die Kirche das Recht der Entwickelung vindiciren, 
welches gerade durch das Vaticanum wie in einen Sarkophag verſenkt wor⸗ 
den iſt. Ich weiß wohl — und Herr Reichenſverger hat es mir heute noch 
wiederholt — daß wir darum von Rom verbannt worden ſind. Sie wiſſen 
ja, daß noch in der letzten Encyclica der Papſt ſeine heftigſten Bannſtrahle 
gegen uns geſchleudert hat; aber wir fürchten uns nicht, ſondern ſagen mit 
Walther von der Vogelweide: „Wer zagt, daß er den Himmel fehle, — Der 
beuge ſich des Bannes Streich; — Mir iſt nicht bang um meine Seele, — 
Steh' ich zu Kaiſer und zu Reich.“ (Lebhafter, lang anhaltender Beifall. 
Ziſchen im Centrum. 2 } 

Der Cultusminifter: Die bei der Beſchlußfaſſung über die vorliegen⸗de 
Poſition betheiligten Parteien haben ſich eben in langen Ausführungen gegen 
einander vernehmen laſſen; ich glaube auch, es mögen die Geſichtspunkte in 
dieſen Ausführungen erſchöpfend berührt worden ſein, welche für die Ent⸗ 
ſchließung des hohen Hauſes maßgebend ſein dürften. Nichtsdeſtoweniger 
halte ich es für meine Pflicht, in aller Kürze die Erwägungen zu kennzeich⸗ 
nen, welche die Regierung dahin geführt haben, von Ihnen die Bewilligung 
dieſer Poſition zu erbitten. Dieſe Erwägungen ſind außerordentlich einfach. 
Sie haben ja wiederholt gehört, daß die Regierung die ſogenannten Alt⸗ 
katholiken als Mitglieder der katholiſchen Kirche anerkennt, 10 gut wie die⸗ 
jenigen, welche das Vatikanum acceptirt oder ſich demſelben unterworfen 
haben. In dieſer Beziehung weitere Erörterungen herbeizuführen, ſcheint 
mir wirklich überflüſſig. Wir haben dieſe Frage hier zu zehn Malen beſpro⸗ 
chen; Neues iſt dafür nicht beizubringen und nicht dagegen, es bleibt jeder 
auf ſeinem Standpunkt. Die Regierung hat diefen Standpunkt praktiſch zur 
Geltung gebracht, indem fie die ſogenannten Altkatholiken, denen die im 
Beſitz der Macht befindlichen Biſchöfe ihre Rochte verkümmerten, ſchützte. 
Sie hatte das früher gethan in Bezug auf die Einzelnen; — die hier gepflo⸗ 
genen Verhandlungen geben ausreichendes Zeugniß dafür; — aber ſie war 
nicht in der Lage, denſelben auch inſoweit Schutz zu gewähren, daß es ihnen 
möglich würde, in geordneten Kreiſen ihren religiöſen Bedürfniſſen Rechnung 
zu fragen. Denn es iſt ein Glaubensſatz der katholiſchen Kirche, daß ein 
kirchliches Gemeinweſen nicht exiſtiren könne ohne einen Biſchof. So lange 
die Regierung nicht einſah, daß dieſer Fall eingetreten war, fehlte ihr jede 
in barsche den Altkatholiken die Befriedigung ihrer religiöſen Bedürfniſſe 
zu verſchaffen. . 

5 Im Laufe des vergangenen Jahres hat die Sache ſich anders entwickelt. 
Nur durch die unter den gegebenen Verhältniſſen einzig mögliche Art, durch 
die viele Jahrhunderte zurückliegende Praxis war es möglich, daß die Alt⸗ 


katholiken zu einem Biſchof kommen. Sie haben ihn er unter Bethei⸗ 


ligung von Geiſtlichen und Laien. Von einem Biſchof der katholiſchen Kirche 
hat derſelbe ſeinue Weihe erhalten und die Regierung hat angenommen, daß 
mehr als dieſe beiden Momente unter den gegebenen Verhältniſſen nicht ge⸗ 
fordert werden könnten, um anzunehmen, daß lirchlicherſeits Alles gethan ſei, 
um einen Biſchof zu erlangen. Aus dieſem Grunde iſt es auch geſchehen, 
daß am Eingang der allerhöchſten Anerkennungsurkunde nur auf die Wahl 
und Conſecration des Biſchofs Bezug genommen wird. Die Regierung konnte 
dieſem Theil der Angehörigen der katholiſchen Kirche nicht anders zur Uebung 
ihrer Religion helfen, als durch Anerkennung des Biſchofs. Es wurde heute 
eſagt, die Bulle „de salute animarum“ ſtehe dieſer Anerkennung im Wege. 
Rechlliches Leben hat dieſe Bulle in Preußen nur erhalten durch den aller⸗ 
höchſten Erlaß, durch welchen fie verkündet wurde. Ich laſſe dahin geſtellt, 
in wie weit dieſer Erlaß ein Geſetz iſt, in wie weit er eine Verwaltungs⸗ 
norm enthält, die im Verwaltungswege wieder beſchränkt werden kann; um 
ſo mehr, als die in dieſer Beziehung anzuregenden Geſichtspunkte bereits von 
dem Herrn Vorredner beleuchtet worden ſind. Ich will daran feſthalten, daß 
es ſich hier um neue Verhältniſſe und Rechtsbildungen handelt, die neben 
der Bulle hergehen. Und von dieſem Standpunkt aus hat die Regierung 
keinen Zweifel gehabt, daß ſie berechtigt war, die Anerkennung auszuſprechen. 
Am allerwenigſten aber vermag die Regierung zu faſſen, wie diejenigen 

erade, die verſchuldet haben, daß dieſer Theil der Katholiken zu keiner Re⸗ 
ſigionsübung kommen kann, Proteſt dagegen erheben, daß der Staat, was 
er dazu thun kann, auch wirklich thut. Ganz etwas anderes iſt die Frage, 
ob in Folge des Schrittes der Staatsregierung dieſes Hauſes genöthigt ſei, 
die ausgeworfene Poſition zu bewilligen. Ich glaube, die Form, in welcher 
der Antrag vorgetragen wird, drückt bereits den Standpunkt der Regie⸗ 
rung aus. 

Es handelt ſich um die Freiheit der Zuſtimmung der Landesvertretung, 
nicht um eine Dbtatton, ſondern um einen Vedürfnißzuſchuß, und zwar weil 
die Regierung überhaupt glaubt, daß bei Neugeſtaltungen neu zu ſchaffende 
Dotationen Fehr eingehend erſt erwogen werden müſſen, wenn fie überhaupt 
noch einmal in Vorſchlag gebracht werden ſollen. Es handelt ſich darum, 
einem Bedüfniß zu genügen, Der Abg. Reichenſperger hat freilich an den 
Tag gelegt, daß er meint, in der Faſſung dieſer Poſition drückt die Regierung 
bereits aus, daß ſie glaube, es handle ſich um etwas Proviſoriſches. Na⸗ 
mentlich bezieht er ſich auf das Wort „einmal“. Ich glaube, daß er zuviel 
aus dieſer Bemerkung herausgeleſen hat. Das Wort „einmal“ iſt mit Unter⸗ 
ſtützung verbunden und ſoll heißen, die Poſition ſoll nicht zu laufenden 
Unterſtützuugen, ſondern nur zu einmaligen verwendet werden. Aber die 
Aufnahme der Poſition im Ordinarium zeigt, daß wir alljährlich dem Hauſe 
mit dieſem Antrage gegenübertreten wer den. Herr Reichenſparger hat ſodann 
auf die geringe Zahl der Altkatholiken hingewieſen und es für wunderlich 
erklärt, daß man ſogar dazu geſchritten ſei, ſich auf telegraphiſchem Wege 
Auskunft darüber zu verſchaffen. Die Regierung hielt es von vornhein für 
ihre Aufgabe, ſich die nöthige Klarheit zu verſchaffen, und als es ſich darum 
handelte, die Poſition in dem Etat aufzuſtellen, da war es unſere Pflicht, 
über die thatſächlichen Verhältniſſe Erkundigungen anzuſtellen. Dieſelben 
ſind ziemlich dürftig geweſen, weil eben die jetzige Organiſation noch nicht 
exiſtirte; daher hielt die Regierung an dem Geſichtspunkte feſt, noch weiter 
in die Erforſchung jener Verhältniſſe einzutreten und fie hat dieſe Abſicht 
bereits zu erkennen gegeben, aber die Friſt war noch nicht abgelaufen, daß 
ein wirkliches Reſultat zu erzielen war, die Regierung hatte nämlich den 
1. April in Ausſicht genommen. In der Budgetkommiſſion wurde nun die 
Frag laut, Gewißhett zu erlaugen. 724 

Wenn nun die Regierung jonit einem Verlangen der Budgetcommiſſion 
bereitwillig entgegenkam, wurde dies freudig begrüßt. Heut benutzt man dies, 
um Angriffe gegen den Regierungs⸗Commiſſar zu machen. Es iſt nun die 
Frage entſtanden, ob es ſich vechtfertige, ne Mittel zu bewilligen. Ich 
meine, daß allerdings eine gewiſſe hohe Billigkeit, wenn nicht Gerechtigkeit 
dahin treibt. Wenn denjenigen Katholiken, die dem Vaticanum hold ſind, 
die Mittel dafür gewährt werden, ihren Gottesdienſt ſo zu 1 wie es 
ihre Kirche vorſchreibt, fo iſt es vollſtändig gerechtfertigt, daſſelbe in Beziehung 


0 i bracht? Wir wollen Kirche, die nur 
ein Mechanismus iſt, wir wollen einen lebendi Nane mi (Sehr gut!) 

tionalkirche Oho! im Cen⸗ 
uletzt noch vernichtet hat. In un⸗ d 


geknüpft, wir haben das Laienthum in ſeine alten Rechte wieder eingeſetzt 
und damit eine Grundlage für ein religiöſes Leben gewonnen. Wer hat 
gerade die Gebildeten in Widerſpruch mit Rom geſetzt? Niemand anders 


olit als binden ſich anerke id il 

orchen woll 0 a bahr, es i er altkatholiſchen Bewegung, 
ich weiß ja nicht, wie fie ſich weiter entwickeln wird, ein Moment enthalten, 
welches mit den Intentionen der Regierung übereinſtimmt: das iſt allerdings 
der Kampf gegen Rom (ſehr wahr! links. Aha! im Centrum), und wenn 
Sie von dieſem Geſichtspunkt aus ſagen, die Regierung habe ſich mit dieſem 
Antrage eine Waffe ſchaffen wollen in ihrem Kampfe, nur in der Weiſe kann 
ich den Sag acceptiren. (Bravo!) Ich komme nun auf eine beiläufige Bes 
merkung, die Herr Reichenſperger hier hineingezogen hat, den viel erörterten 
Fall Krementz. Ich will den Fall hier nicht detailliren; ich erinnere Sie 
aber daran, daß der Biſchof zwei Männer mit der großen Excommunication 
belegt hatte, welchen Act die Regierung wider das Geſetz hielt. Die Forde⸗ 
rung, eine Uebereinſtimmung zwiſchen ſeinen Handlungen und dem Staats⸗ 
geſetz hinzuſtellen, lehnte der Biſchof ab nicht blos indem er die Auffaſſung 
der Regierung für irrig erklärte, ſondern indem er ohne alle Noth an die 
Spitze ſeiner Ausführungen den Satz ſtellte, wenn zwiſchen dem Gebot des 
Bischen Rechts und dem Staatsgeſetz ein Zwieſpalt exiſtirt, jo müſſe der 
Biſchof ſo lange, bis 75 Papſt und Regierung der Zwieſbalt ausgetra⸗ 
gen ſei, das kanoniſche Recht aufrecht erhalten. 

Die Regierung hat ſchon damals die Empfindung gehabt, daß dies der 
erſte Anklang an die Baſis ſei, auf der der Kampf gegen den Staat geführt 
werden ſoll und deswegen hat die Regierung dies nicht zur Sache damals 
gehörige Wort ſo außerordentlich ernſt genommen, und 100 denke, die Ent⸗ 
wickelung der Dinge beweiſt, daß die Regierung in ihrer Vorempfindung ge⸗ 
waltig Recht gehabt hat. Alle Erörterungen führten zu keinem Reſultate; 
man will ja ſogar der Regierung den Vorwurf übergroßer Langmüthigkeit 
machen in jener Sache. Da hat denn die Regierung endlich gemeint, es ſei 
doch gegen Jemand, der dabei bleibt, das Staatsgeſetz nicht für verbindlich 
erachten zu können, nicht möglich, daß ihm noch Mittel gegeben werden, um 
in dieſem Widerſtande direct oder indirect ſich zu befeſtigen; und aus dieſem 
Grunde hielt die Regierung ſich nicht berechtigt, die Dotation des Biſchofs 
Krementz weiter zahlen zu laſſen. Sie hat im Hauſe eine ganz eingehende 
Vorlage gemacht, das Haus hat aber aus zwei Gründen dem in dieſer Auf⸗ 
forderung liegenden Appell, ſich über die Sache zu äußern, nicht entſprochen. 
Der Referent der Budgetcommiſſion hob damals hervor, einmal, daß die 
Kirchengeſetze die Regierung in die Lage ſetzen würden, auf dieſen Special⸗ 
fall nicht mehr Gewicht legen zu müſſen, und zweitens, daß der Biſchof beab⸗ 
ſich gg den Rechtsweg zu beſchreiten. 

Nun, das Lebtere it geſchehen und der höchſte Gerichtshof hat dieſen 
Rechtsweg nicht für ſtatthaft erachtet, nicht, wie Herr Reichenſperger hervor⸗ 
hob, auf Grund einer Vertheidigung der Regierung; denn dieſer würde es 
allerdings daran gelegen haben, formell feſtzuſtellen, ob man wirklich ver⸗ 
pflichtet ſei, einem derartigen Biſchof Geld zu geben, wenn die Poſition ſo 
iſt, wie er ſie eingenommen hat, und dann würde die Regierung Sorge ge⸗ 
tragen haben, wenn es nöthig war, in geſetzlichem Wege die Sache anders 
zu regeln. Nein, der Gerichtshof hat aus formalen Gründen die Sache 
a limiue zurückgewieſen, und es mag wohl die Gewöhnung an das rheiniſche 
Prozeßrecht geweſen ſein, die den Herren Abgeordneten dahin führte, an eine 
Vertheidigung ſeitens des Verklagten zu denken. Bei uns werden die Klagen 
ex ofücio geprüft, ohne daß der Verklagte gehört wird, und wenn der Ge⸗ 
richtshof meint, daß es nicht ſtatthaft Br die Klage einzuleiten, weil der 
Rechtsanſpruch fehle, ſo fragt ſie den Verklagten nicht erſt, ſondern ſie weiſt 
die Klage zurück. Das iſt auch in dieſem Falle geſchehen. Was den zweiten 
Geſichtspunkt betrifft, ſo hat die Regierung denſelben völlig acceptirt. Sie 
war bereits im Begriff, dem Biſchof Krementz die Temporalien wieder zuzu⸗ 
weiſen, als die Erklärung von Fulda kam, und ich denke ihre Zuſtimmung zu 
haben, daß nach dieſem Schritt es abſolut unthunlich war, dieſe Abſicht zu 
realiſiren. (Beifall.) E 

Abg. v. Mallinckrodt: Der Standpunkt des Herrn Abg. Petri bleiht 
trotz Be großen Beifalls iſolirt. (Widerſpruch.) Ich leite daraus für mich 
die Pflicht, meine Ausführungen mit beſonderer Rückſicht zu behandeln und 
Angriffe zu vermeiden, wie fie. der Herr Abgeordnete gegen die römiſch⸗atho⸗ 
liſche Kirche gemacht hat. Damit bin ich einverſtanden, daß ein Dogma nicht 
erfunden werden kann, aber ich kann die zahlreichſten Beweiſe citiren, daß 
das Unfehlbarkeitsdogma eine alte Lehre der Kirche iſt, doch iſt dies ein für 
dieſes Haus ganz falſches Gebiet, hier handelt es ſich nur um die gats⸗ 
und kirchenrechtliche Frage. Zunächſt berichtige ich die in Bezug auf (ſaß⸗ 
Lothringen gemachte Bemerkung dahin, daß das franzöſiſche Concorvat die 
Bedingung enthält, daß ein katholiſches Staatsoberhaupt vorhanden ſein 
müſſe. Der Verſuch des Herrn Petri, den Wahlmodus der Biſchofs wahl zu 
rechtfertigen, war äußerſt mangelhaft. Aehnlich könnten Gruppen in den 
Städten zuſammentreten und Non unſere Magiſtrate gefallen uns nicht 
und wir wollen neue nach dem Modus des 11. Jahrhunderts wählen oder 
es könnte Jemandem einfallen, die Offiziere nach der Weiſe Karls des Großen 
ernennen zu wollen. Wer ſind denn die, welche ſich für berechtigt halten, 
einen Biſchof zu wählen? Einzelne Perſonen. Wenn dieſe zu Corporationen 
zuſammentreten und einen Borſtand wählen, ſo habe ich nichts dagegen; 
aber wenn Leute aus dem ganzen Reiche in mäßiger Zahl ſich zuſamman⸗ 
nden und, obſchon fie behaupten, zur Kirche zu gehören, erklären, die ö ſte⸗ 
ende Autorität nicht anerkennen, ſondern nach einem vor einem halber 
Jahrtauſend geübten Wahlmodus eine neue Autorität wählen zu wollen, fo 
iſt dies nicht richtig. Mit demſelben Recht könnten ein paar Leute au einer 
Stelle des preußiſchen Staates zuſammenkommen und erklären, die gesgen⸗ 
wärtige preußiſche Obrigkeit gefällt mir nicht, fie erläßt Geſetze über ihre 
Competenz hinaus, wir wollen eine neue wählen nach der alten vor tauſend 
Jahren geltenden Methode. 5 a 8 
„Das iſt die Analogie auf ſtaatlichem Gebiet; was auf ſtaa chem Gebiet 
die revolutionäre Volksſouveränetät iſt, dus iſt jenen Vorgang inder Kirche. 
Daß jene Leute Geſinnungsgenoſſen finden, die Beifall klatſchen, iſt nicht zu 
verwundern, daß aber die Regierung es ſich zur förmlichen Staatsanfgabe 
macht, dieſe Revolution groß zu päppeln, das iſt allerdings eritaunlih. Es 
iſt ja recht gut, daß die Verhältniſſe andere werden. Wir haben ſchon 
vor langer Zeit geſagt, wohin dies führt, damals that man noch ſehr un⸗ 
ſchuldig, heut lüftet man ſchon etwas mehr die Maske. So ern die Sache 
iſt, jo humoriſtiſch kommt mir die Poſition vor. Man ſieht, die Regierung 
hat ſich gedreht und gewunden, wie ein Aal in der Reuſe bei der Aufſtellung 
dieſer Forderung. Bald ſpricht ſie von dem neuen katholischen Biſchef, bald 
wieder von altkatholiſchen Gemeinſchaften. Wer auf fo ſchwankendem Boden 
ſteht, der hat wenig Ausſicht, daß er es weit bringt. Entweder das Eine 
oder das Andere, eine Neutralität giebt es nicht. Das haben Ihnen die 
Herren Reichenſperger und Petri vor Augen geführt, daß nicht zwei Gruppen 
in derſelben Kirchengemeinſchaft, ſond ern zwei Gruppen von zwei Gemein⸗ 
ſchaften einander gegenüberſtehen, mit völlig divergirenden religiöſen Beſtre⸗ 
bungen. Aber das iſt kein anerkennenswerthes Verfahren der Regierung, 
wenn ſie ſich in Zweideutigkeiten einhüllt, in dem ſchlecht verſtärkten Vor⸗ 
haben, die kafholiſche Kirche, wie fie in der ungeheuren Mehrzahl des Volkes. 
in ihrer geſchichtlichen Vergangenheit und Entwickelung vor ihr ſteht, durch 
eine baren ente einer, vom politiſchen Geſichtspunkt aus betrachtet, revo⸗ 
lutionären Partei zu vernichten, ſie mehr und mehr zu vergiften. (Sehr 
wahr! im Centrum.) 

Denn das iſt die Tendenz der ganzen Geſetzgebung, durch Beeinfluſſung 
der Kirche und ihrer Organe, ihr einen ganz anderen Geiſt einzuflößen, als 
ihr eigen ii und fie dadurch dem Weſen nach umzugeſtalten zu dem Ding, 
das der Abgeordnete Petri als wünſchenswerth hingeſtellt hat, zu der „Na⸗ 
tionalkirche und der unſichtbaren Kirche für Alle.“ Nun behaupte ich, und 
klage den Cultusminiſter vor der Landesvertretung und dem ganzen Lande 
deshalb an, den Miniſter der uns immer Geſetzwidrigkeit vorwirſt, ihn klage 
ich des Geſetzesbruches an. Der liegt in der Cahinetsordre, die der Cultus⸗ 
miniſter ſignirt hat, vom 19. September 1873, über die Anerkennung des 
Biſchof Reinkens. Daß man einen Biſchof als katholiſchen hinſte , in der 
Reihe der vorhandenen 1 Biſchöfe it ein Bruch de, preußiſchen 
Geſetzgebung. (Oho! links.) In der Cabinetsordre, dure delche die Bulle 
de salute animarum gls Statut der katholiſchen Kirche hingeſtellt wird, iſt 
die Umſchreibun der Bisthümer feſtgeſtellt, und man kann dieſe Cabinets⸗ 
ordre nicht im ae dee ändern, da ſie vor 1851 erlaſſen iſt und 
alſo Geſetzeskraft hat. (Widerſpruch links.) Ueberhaupt welche Verkehrtheit, 
erſt theilt man katholiſche Kirche in ſo und ſo viele beſtimmte Bisthümer ein 
und dann fügt man noch ein Bisthum ee das ſo weit reicht, wie der 
Himmel blau iſt. (Ruf; Namczanowski! . RER 

Der Herr Abgeordnete Petri ruft Namczanowsli und rennt damit in fein 
eigenes Verderben. (Heiterkeit) Deſſen Diöcefe umfaßt ja einen ganz be⸗ 
ſtimmten Kreis von Perſonen, wie er in der Armee greifbar und ſichtbar 
iſt, und wenn dieſer Diöceſe in der Bulle nicht Erwähnung gethan iſt, ſo 
vergeſſe man nicht, daß dieſe Neuerung unter Uebereinſtimmung beider Con⸗ 
trahenten eingeführt wurde, aber es exiſtirt keine Beſtimmung, wonach einem 
Contrahenten die Circumſkription neuer Bisthümer geſtattet würde. Das iſt 
der Abgrund. (Heiterkeit) Wenn ein Biſchof bei einem Conflict zwiſchen 
dem ſtaatlichen und canoniſchen Recht ſo lange in kirchlichen Dingen dem 
letzteren fo dir bis der Streit höheren Orts zwiſchen Papſt und Re⸗ 
gierung geſchlichtet iſt, ſo muß dies doch Jeder billigen, der der Kirche nur 


b i egierung Widerſtand 
Von dem Abgeordneten v. Mallinckrodt iſt die Anerken⸗ 
Reinkens ſeitens des Staates als eine Rechtsverletzung 
5 e orden, indem er ſich dabei auf die Cabinetsordre vom 21. Auguſt 
1821 bezieh, wodurch die Verhältziſſe der Bischöfe geſezlich geregelt feien; 
damit giebt er alſo zweifelsohne zu, daß die Statuten der Kirche geregelt oder 
ori Art werden können durch die Staatsgeſetze. 5 D l 
Budget⸗Comiſſon der Hauptgrund die moralilhe erpflichtung des Staates 
den Altlatholiken egenüber, zumal auch die Gerichte anerkannt haben, daß 
3 echtlich dis Altkatholiken noch Katholiken ſind. Wir wollen überall hier dieſe 
frage gar nicht entſcheiden und unterſuchen, ob Alt⸗ oder Neukatholiken die 
wahren Keber ſeien. (Große Heiterkeit.) Weil aber den Altkatholiken der 
Genuß einer Neligionsübung von der katholiſchen Kirche verweigert wird, hat 
Ber neutrale at die re = allerdings keineswegs die rechtliche — 
gerpflichtung, ihnen dieſes zu erſetzen. E \ 5 
nz M Position von 16,000 Thlr. für den Biſchof Reinkens wird darauf ge⸗ 
Ihmigt; dagegen das Centrum und die Polen. 5 
Bei Capitel 121 (provinzial⸗Schulcollegium) bringt Abg. Klöppel 
undung feines neulichen Vorwurfes gegen den Leiter des Provinzial⸗ 
8 in der Rheinprovinz eine Reihe von Einzelheiten und Perſo⸗ 
„woraus ſich ergäbe, daß bei der Beſetzung der Lehrerſtellen zum 
's ganzen Schulweſens die mannigfachſten perſönlichen Rückſichten 
gemacht würden. : 50 
Ful iniſter entgegnet, daß die angeführten Thatſachen für 
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tusmini 
keine Veranlaſſung geben könnten, gegen jenen Beamten, der 
70jähriger Mann auch zu einer etwaigen Verſetzung zu alt ſei, 
ch einzuſchreiten, da eine Pflichtverletzung demſelben auch vom 
en Klöppel nicht nachgewieſen ſei. Im Uebrigen richte er auf 
fände in der Rheinprovinz gerade ſeine ganz beſondere Auf⸗ 


ion wird genehmigt. d 
Ahr vertagt das Haus die Berathung auf Freitag 11 Uhr. 


29. Januar. Amtliches.) Se. Majeſtät der König hat dem 
ſſiſchen Oberſt⸗Lieutenant a. D. Wolkoff zu St. Petersburg den 
onen⸗Orden zweiter Klaſſe verliehen. 

zigen Oberförſtercandidaten Auguſt Gümbel in Lemberg, Wilhelm 
Denecke in Volchen, Uſener in Lützelhauſen, Thielmann in Pfirt, Jul. Carl 
in Falkenberg und Guſtav Wild in Hatten ſind zu kaiſerlichen Oberförſtern in 
Elſaß⸗Lothringen ernannt worden. — Bei der Generalkaſſe des Ministeriums der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegenheiten iſt der bisherige Con⸗ 
kroleur Haſſelbach zum Rendanten und Kaſſirer und der bisherige Buch⸗ 
halter Shalhorn zum Controleur befördert worden. — Der Regierungs⸗ 
Civil⸗Supernumerar Thurk iſt als Bureauvorſteher bei dem geodätiſchen 
Inſtitute definitiv angeſtellt worden. — Der praktiſche Arzt Dr. A. Nöth⸗ 
chs zu Heinsberg iſt zum Kreiswundarzt des Kreiſes Heinsberg ernannt 


orden. - 

4 Der Gerichts⸗Aſſeſſor Cohn in Reetz ift zum Rechtsanwalt bei dem Kreis⸗ 
gericht in Sorau und zugleich zum Notar im Departement des Appellations⸗ 
un zu Frankfurt a. O. mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Sommerfeld 
‚ernannt worden. 

ſchäftsführenden Ausſchuß des Comites für den Bau einer Eiſen⸗ 
ünberg über Sorau und Priebus nach Bautzen nebſt Abzwei⸗ 
lebus nach Görlitz iſt zu Händen des Banquiers Kade zu 
die Genehmigung zur e lung der bezüglichen generellen 
ür das preußiſche Staatsgebiet ertheilt worden. 

Redacteur Karl Hirſch zu Berlin unter dem 26. October 1872 
it auf ein Schaltwerk bei Schriftſetzmaſchinen iſt aufgehoben. — 


Dem ge 
ahn von { 


Das 
rtheilte Paten . } | 

as dem Eivil⸗Ingenieur Robert Gottheil zu Berlin unter dem 12. No: 
vember 1872 ertheilte Patent auf eine Maſchine zum Anbringen der Deckel 
an Brochuren iſt aufgehoben. — Dem Ingenieur G. Scherenberg in 
Marxen bei Winſen 3.“ . iſt unter dem 26. Januar 1874 ein Patent auf 
ein Appargt zur Erdförderung, auf drei Jahre, ertheilt worden. — Dem 
Kaiſerlichen Eiſenbahn⸗Maſchinenmeiſter Wilhelm Volkmar zu Montigny⸗ 
les⸗Metz nter dem 26. Januar 1874 ein Patent auf eine Kuppelung an 

ziſenbahnwagen, auf drei Jahre, ertheilt worden. 

Berlin, 29. Januar. [Se. Maj. der Kaiſer und König] 
empfingen in den letzten beiden Tagen verſchiedene Perſonen behufs 
perſönlicher Meldungen, nahmen die gewohnten Vorträge entgegen und 
machten täglich eine längere Ausfahrt. Allerhöchſtdieſelben dinirten 


einige Perſonen zum Thee. 

[Ihre Majeſtät die Kaiferin= Königin] beſichtigte das Reliefs 
Modell der Stadt Jeruſalem und Umgegend, welches von der Wiener 
Weltausſtellung hierher zur Anſicht gebracht worden iſt. Ihre Majeftät 
war heute in der öffentlichen Sitzung der Akademie der Wiſſenſchaften 
Zu Ehren des Geburtstags Friedrichs II. anweſend. (Reichsanz.) 

\ © Berlin, 29. Jan. [Beſtrafung des Contraectbruches. 
— Aus Elſaß⸗Lothringen. — Answeiſungen.] Der Geſetz⸗ 
entwurf über die beabſichtigte Veränderung einiger Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung war den vereinigten Ausſchüſſen des Bundesrathes 
für Handel und Verkehr und für Juſtizweſen zur Begutachtung zuge⸗ 
wieſen. Es handelt ſich bekanntlich weſentlich um eine Regelung des 
Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern und um Be⸗ 
ſtrafung des doloſen Contractbruches. Der Bericht der Ausſchüſſe, 
welcher jetzt erfolgt iſt, ſpricht ſich dahin aus, daß die Vorlage des 
Entwurfs an den Reichstag ſich empfehle, weil das Bedürfniß einer 
Neuregelung der bezüglichen Fragen in dem nämlichen Maße wie 
früher fortbeſtehe, und weil ganz beſonders in Bezug auf die Beſtra⸗ 
fung des Contractbruches aus den in jüngfter Zeit zahlreich einlaufen⸗ 
den Petilionen zu entnehmen ſei, daß in den betheiligten Kreiſen eine 
Aenderung der gegenwärtigen Geſetzgebung dringend gewünſcht werde. — 
Zwiſchen der baieriſchen Regierung und der elſaß⸗lothringiſchen Landes⸗ 
Regierung iſt eine Meinungsverſchiedenheit in Bezug auf die Be⸗ 
ſteuerung des Dienſteinkommens der in Elſaß⸗Lothringen garniſoniren⸗ 
den baieriſchen Difiziere hervorgetreten, indem auf beiden Seiten das 
Beſteuerungsrecht in Anſpruch genemmen wird. Die elſaß⸗lothringiſche 
Landesverwaltung hat jetzt die Entſcheidung des Bundesraths an⸗ 
gerufen. — Der Etat von Elſaß⸗Lothringen für 1872 war um 
1,562,958 Fres. überſchritten worden, wozu noch 389,054 Fred. außer: 
etatsmäßige Ausgaben gekommen waren. Der Ausſchuß des Bundes⸗ 
raths hat beantragt, dieſe Mehrausgaben vorbehaltlich der bei der 
Prüfung der Rechnung ſich etwa noch ergebenden Erinnerungen vor⸗ 
läufig zu genehmigen. — Im Laufe des vorigen Jahres ſind 
in der Provinz Schleswig = Holftein für 1390 Perſonen Ur: 
kunden der Entlaſſung aus dem preußiſchen Unterthanen⸗Verbande 
ausgefertigt worden. Die vier nördlichen Kreiſe, in denen die däniſch⸗ 
redende Bevölkerung überwiegt, haben allein 645 Perſonen meiſt unter 
17 Jahren in das Ausland befördert. Im Ganzen betrug die Zahl 
der unter 17 Jahren alten Auswanderer 735, von denen jedoch nur 
137 mit ihren Familien aus dem diesſeitigen Staatsverbande entlaſſen 
worden. Nur dieſe können als wirkliche Auswanderer angeſehen wer⸗ 
den. Die übrigen 598, welche die Entlaſſung aus dem Unterthanen⸗ 
verbande vor vollendetem 17. Lebensjahre, mit wenigen Ausnahmen, 
lediglich bewirkt haben, um ſich der Erfüllung ihrer Militärpflicht zu 
entziehen, verlegen, wie dies in Nordſchleswig gewöhnlich it, ihren 
Wohnſitz, im Hinblick auf den § 18 des Geſetzes über Erwerb und 
Verluſt der Staatsangehörigkeit, eine Zeit lang nach irgend einem 
Orte nördlich der Königsau und kehren demnächſt zurück in der Abſicht, 
in ihrer Heimath als däniſche Unterthanen unangefochten leben zu 
önnen. Es ist, wie man hört, dieſem Mißbrauch der Geſetze gegen⸗ 
über neuerdings angeordnet worden, daß die Ausweiſung der auf ſolche 
Wieiſe zurückkehrenden Perſonen erfolgen ſolle, und es ik zu hoffen, 
daß dieſe von allen Einſichtigen mit Freuden begrüßte Maßregel jenem 
Unweſen ſteuern werde. 
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Ian Uebrigen war für die & 


allein mit Ihrer Majeſtät der Katferin-Köntgin, ſahen aber Abends“ 


1 05 ſeit dem Jahre 1869, iſt mit 
aſſen, welche die Freiheit des Con⸗ 


katholiken und wies nach, daß dem Altkatholicismus der Weg zur 
Ausſöhnung und Vereinigung ſchon dadurch vorgeſchrieben ſei, daß ein 
allgemeines, ein wahrhaft ökumeniſches Concil nur die Vereinigung 
der bisher getrennten chriſtlichen Kirche ermögliche. Ein ſolches Concil 
könne aber nur durch die Heranziehung der orientaliſchen Kirche her: 
geſtellt werden. Redner zeigte ſodann an der Hand der Geſchichte, 
wie die orientaliſche Kirche zum Altkatholicismus ſich verhalte. Bei dieſer 
Gelegenheit wurde die intereſſante Mittheilung eingeſchoben, daß die 
kathollſchen Armenier ihre kirchliche Gemeinſchatt mit den Altkatholiken 
Europas durch ein Schreiben an den Herrn Biſchof Reinkens bekundet 
haben. 

Bonn, 26. Jan. [Einen intereſſanten Vorſchlag zur 
Güte] finden wir in der heutigen Nummer der ultramontanen 
„Deutſchen Reichs⸗Ztg.“ Man ſpricht darin die Hoffnung aus, daß 
der gegenwärtige Conflict auf dem Wege eines Compromiſſes beigelegt 
werden würde, und daß Derjenige, welcher dieſen Weg betrete, kein 
Geringerer ſein werde, als Bismarck ſelbſt. Bismarck ſei — ſo ſagt 
der Artikel — wenn auch ein augenblicklich theils durch eigene Schuld, 
theils durch höheres Verhängniß verirrter, fo doch immer ein wirklicher 
Staatsmann. Von einem ſolchen aber laſſe ſich die bezeichnete Um⸗ 
kehr um ſo mehr erwarten, als er von Natur conſervativ angelegt 
ſei und bald merken werde, daß das katholiſche Volk trotz Reinkens, 
Schulte und Döllinger nicht vom Papſt und ſeinen Biſchöfen losge⸗ 
riſſen werden könne. Daß man in Rom dem zuvorkommenden Staats⸗ 
manne entgegen kommen würde, ſei bei dem eminent friedlichen Cha⸗ 
rakter der Kirche (sie!) ſelbſtverſtändlich. . I 

München, 26. San. [Zu der Ernennung des Grafen 
Seinsheim⸗ Grünbach] zum Reichsrathe der Krone Baiern be⸗ 
merkt das „Baieriſche Vaterland“: „Graf Seinsheim⸗Grünbach iſt 
zum Reichsrath ernannt worden, — ſeit vielen Jahren der erſte Pa⸗ 
triot und „Ultramontane“. 
ren Kreiſen bedeuten?“ — Dieſe Bemerkung iſt nicht ganz müſſig. 

München, 29. Januar. [Die Zweite Kammer! beſchloß 
heute, die Staatsregierung zur Forterhebung der Steuern nach den 
gegenwärtigen Normen bis zum 30. Juni d. J. zu autoriſtren, auch 
dieſelbe zur Erhöhung des Tarifs für den Perſonentransport auf den 
Staatseiſenbahnen und zwar um 15½ pCt. in erſter, um 15 »6t. 
in zweiter und um 10 ½ pCt. in dritter Klaſſe zu ermächtigen. 


Schwei z. d 
Bern, 26. Januar. [Zur Bundesreviſion. — Wuillert.] 
Heute, ſchreibt man der „K. Z.“, hat der Ständerath ſeinerſeits die 
zweite Berathung der Bundesreviſton begonnen. Wie Ihre Leſer aus 
den Mittheilungen über das Reſultat der zweiten Berathung des Na⸗ 
tionalrathes wiſſen, ſind die zwiſchen beiden Räthen noch obwaltenden 
Differenzen größtentheils unweſentlich und bei den wenigen Hauptfra⸗ 
gen in Folge der großen Mehrheit, mit welcher der Nationalrath ſeine 
Beſchlüſſe feſthält, für den Ständerath zwingender Natur. — Heute 
wurde das Memorial mittels welchem Nationalrath Wuilleret im 
Jahre 1852 die Mächte namentlich aber Napoleon III. zur Inter⸗ 
vention in der Schweiz angerufen haben ſoll, in Druck unter die 
Mitglieder der Bundesverſammlung vertheilt. Das, wie man wieder⸗ 
holt auf das beſtimmteſte verſichert, von der Hand Wuilleret's geſchrie⸗ 
bene Original hat Fürſprech Gendre von Freiburg dem Bundesrath 
übergeben. Was bis jetzt über die Art und Weile, wie Fürſprech 
Gendre in ſeinen Beſitz gelangte, in die Oeffentlichkeit drang, wird 
von dieſem ſelbſt als unrichtig bezeichnet. Morgen ſoll die Interpella⸗ 


—— ————— — — —- —ę—ũ— — 


tionalrathe Statt finden. Bei dieſer Gelegenheit werden wohl auch 
alle weiteren nölhigen Aufklärungen gemacht werden. 

Bern, 27. Januar. Der Ständerath hat die zweite Reviſion 
der Bundesverfaſſung beendet und den bezüglichen Beſchlüſſen des 
Nationalraths gegenüber ſich für Beibehaltung der Todesſtrafe erk“ 
auch daran feſtgehalten, daß betreffs des Referendums [her An⸗ 
zahl von 30,000 ſtimmberechtigten ſchweizer Bürgern Lagen ſoll. 
Der Nationalrath hat den Handelsvertrag mit Der. ratificirt. 


Belgien. 

Brüſſel, 27. Januar. [In der Deputirtenkammerf ſtellte 
heute der Deputirte Berge die Anfrage an die Regierung, ob die 
Mittheilung des „Daily Telegraph“, daß die deutſche Regierung, Bes 
treffs der Haltung der clericalen Preſſe und des Clerus eine Note 
an Belgien gerichtet habe, richtig ſei und welche Antwort eventuell 
darauf ertheilt worden ſei. Der Interpellant hob bei Begründung 
der Interpellation hervor, daß die belgiſche Conſtitution die Freiheit 
der Preſſe garantire, welche erſt nach langen Kämpfen errungen 
ſel. Die Kammer könne nicht geſtatten, daß dieſelbe beeinträchtigt 
werde. Wenn auch die wenig gemäßigte Sprache gewiſſer katholiſcher 
Blätter zu beklagen und zu bedauern ſei, daß der belgiſche Episcopat 
nicht Patriotismus genug beſitze, ſich einer ſolchen Sprache zu 
enthalten, fo könne die Regierung doch nicht für Journvl⸗Artikel 
verantwortlich gemacht werden. Der Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten gab hierauf eine Erklärung ab, in welcher er 
die Mittheilungen der ausländiſchen Preſſe über dieſen Gegenſtand als 
unrichtig bezeichnete und es in Abrede ſtellte, daß die deutſche Regie⸗ 
rung eine Note, betreffend die Haltung der belgiſchen Preſſe ſowie des 
Clerus, an die belgiſche Regierung gerichtet habe. Der Miniſter fuhr als⸗ 
dann fort: „Vor nicht langer Zeit hat ein damals im Amte befindli⸗ 
cher Miniſter es für angemeſſen gehalten, die Preſſe zur Beobachtung 
einer maßvollen und unparteiiſchen Haltung aufzufordern. Ich glaube 
den Intereſſen des Landes zu dienen, wenn ich dieſe Aufforderung er⸗ 
neuere; ich gebe mich der Hoffnung hin, daß dieſelbe nicht vergeblich 
ſein wird. Ich nehme um ſo weniger Anſtand, mich in dieſem Sinne 
auszuſprechen, als ich dabet aus freiem Antriebe den berechtigten Rück⸗ 


[ſichten und Gefühlen Rechnung trage, zu denen wir den befreundeten 
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Soll das vielleicht eine Umkehr in höhe: 9 


tion Wuilleret's, welcher übrigens heute nicht anweſend war, im Na⸗ 6 


mit erledigt und d 


A 


ch mehr tig 
ie belgiſche Regierung hat ihre freundne 


in einer Weiſe bezeugt, welche alle Anerkennung verdient. Hoffentlich 
wird nun auch die belgiſche Preſſe ſich um des guten Einvernehmens 


der beiden Länder willen die Aufforderung des Miniſters zu Herzen : 


nehmen. \ $ 
Niederlande, ; 
Haag, 27. Januar. [Aus Atſchin.] Großer Jubel! Eine 


Depeſche aus Penang, welche überall angeſchlagen iſt, meldet, daß 5 
Kraton des Sultans von Atſchin am 24. 8 010085 


geſchloſſen und ihre Verbindung mit dem 
daß ſie dann von der Weſtſeite angegriffen 
verlaſſen gefunden wurde. 
ſprechendes, denn wenn die Verbindungen abgeſchnitten waren, wie 


und Vorſicht eine leere Feſtung belagert und berannt? Darüber 
über den Sieg groß und man fühlt eine wahre Herzenserleichterun 

obſchon der Krieg mit dieſem Erfolge noch nicht beendet f wirds 
man wird die Atſchineſen wohl noch ins Innere des 


verfolgen müſſen. > (8. 3.) 
a nuien 
A, C. London, 27. Jan. [Der Gemeinderath der CH 
London] hat beſchloſſen, der Königin anläßlich der 1 des 


Herzogs pon Edinburgh mit der Großfürſtin Maria von Rußland eine 


Glückwunſchadreſſe zu überreichen. Das neuvermählte fürſtliche 5 
19 5 feiner Ankuuft in England ebenfalls im Nane e Ei de 
werden. 


Vazar des Ortes ST 


den willens wären, daſſelbe fo maſſenhaft zu verbrauchen. 
11 geben dem Gerücht daher einen ſehr zweifelhaften Aspekt. Es 
mu 


Januar 29. 30. Nachm, 2 U. | Abos. 10 U. 
Luftdruck bei 354,51 8344.05 
Luftwärmmnmmm l „ 
Dunſtdruek 1,69 195 
Dunſtſättigung 85 pCt. 95 pt. 
Wind W. 1 SW. 0 W. 2 
Wetter trübe. bedeckt, Regen.] bedeckt, Regen. 


%% SIR EEE TE LINE ES ERSTER 
Breslau, 30. Jan. [Waſſerſt and.] O.⸗P. 4 M. 56 Cm. U.⸗P. — M. — Cm 
Eisſtand. 


Berlin, 29. Januar. Die Börſe trat heute mit einem geringeren Grade 


von Energie in die Ultimo⸗ Abwicklung als ſonſt, hauptſächlich weil es ber 
den nicht zahlreichen Engagements und einem willigen Geldſtande keiner 


beſonderen Kraftentwickelung bedurfte. Immerhin beherrſchte aber die Ligui⸗ 
dation den Verkehr, der, was die internationalen und namentlich die öſter⸗ 
reichiſchen Speeulatiuns⸗Deviſen anbetrifft, urſprünglich einer kecht gusge⸗ 
ſprochenen Feſtigkeit ſich rühmen konnte, die ſich indeß, trotz der Unterſtützung, 
welche die Haltung aus den Wiener Courſen hätte entnehmen können, ſpäter⸗ 


hin nicht zu behaupten vermochte. Die Rückgänge ſind indeß weder bei 


rechtigt 
matten 
hatten. Bei anderen Börſeupapieren trat allerdings ein erheblicher Rückſchlag 


ein; namentlich Kohlenbergwerke, und ebenſo wußte ſich der Eiſenbahn⸗ 
h⸗weſtphäli⸗ 


markt, jo weit es ſich um die ſchweren Deviſen, beſonders die rheinif 
ſchen handelt, von Angebot und Coursdruck nicht frei zu halten. In 
recht feſtem Tone bewegten ſich dagegen die eigentlichen Capitals⸗Anlage⸗ 
Werthe, desgleichen ein Tbeil der Bankactien und Induſtrie⸗Effekten. Gali⸗ 


zier, Nordweſtbahn und Rumänen fanden guten Begehr, letztere bei anzie⸗ 


henden Preiſen. Oeſterr. Renten waren gut zu laſſen, während Looſe ver⸗ 


nachläſſigt, Italiener und Amerikaner zeigten ſich feſt und bei Türken trat 


Stückmangel hervor, der dem Courſe zur Stütze diente; von ruſſiſchen Fonds 


bleibt nichts hervorzuheben. Deutſche und preußiſche Staatspapiere bewahrten 


beſte Haltung bei mäßigen Umſätzen, 4/½proc. Pfandbriefe fanden willig 
Nehmer. Von preußiſchen Prioritäten traten auch heute 5proc. Halle⸗Sorau 
und Bergiſche Lit. ©. hervor, von fremden laſſen ſich Kaſchau, Nordoſt, 
Dnieſter, 5proc. und Sproc. Lombardiſche als beliebt und zum Theil er⸗ 
höht hervorheben. Ueber die ſchweren Bahn⸗Actien berichteten wir 
oben, von leichten fanden Maſtrichter, Lütticher, Tamines, Intereſſez 
auch Baltiſche, Breſt⸗Grajewo und Rybinsk waren beachtet. Stamm⸗ 
Prioritäten hielten ſich gut. Von Bank⸗Actien zeigten ſich eigentlich nur 
Disconto⸗Commandit⸗Antheile in ſtärker hervortretender Abſchwächung, 
per Caſſa holten fie 169% und pr. Februar 171—168 , —169 %; Provin⸗ 
zial⸗Disconto büßte ein. Darmſtädter bedangen mehr, in Producten⸗ 
und Handelsbank war das Geſchäft zu beſſerem Courſe rege, ebenſo 
fand ſich ziemlich guter Umſatz in Centralbank für Industrie, Preußiſche 
Boden und Preußiſche Credit, Provinzial⸗Gewerbebank, Berliner Wechsler, 


Hannoverſche Sprit Wrede, Elberfelder Disconto zu theilweiſe erhöhter Notiz. & 


on Induſtrie⸗Actien waren Bauwerthe feſt, Viehhof, Weſtf. Union, Rathe⸗ 
nower Holz, Immobilien, Metall⸗Ind., Oeffentl. Fuhrweſen nicht ohne Theile 
nahme; auch diverſe Maſchinenfabriken zogen an, ſo Münnich, Egells, dage⸗ 
gen Oberſchleſiſche nachgebend; Jordanhütte beliebt. Matt zeigten ſich Dort⸗ 
munder Union zu 79%, pr. Februar 80% —784—79, desgl. Gelſenkirchen 
zu 120, Laura zu 171, pr. Februar 172 —69½ —71. — Wechſel fill. 
Liquidations⸗Courſe pro ultimo Januar 1874: Italiener 59½, Franzöf⸗ 


Rente 92%, Oeſterr. Credit 142%, do. 1860er Lobſe 96, do. Pap.⸗Rente ü 
61%, Silber⸗Rente 66, Galiz. Eiſenb. 102, Böhm. Weſtbahn 96 ½, Oeſterr. 
Nordweſtbahn 115%, Oeſterreichiſch⸗Franzöſiſche Staatsbahn 198, Lombardiſche 


Eiſenbahn 94%, Türken 41%, Amerikaner 6pCt. de 1882, Rumäniſche Eiſen⸗ 
bahn⸗Actien heutiger Mittelcours, Bankactien, 
Banknoten, Wechſel Petersburg, kurz und lang 


vorigen Notirungen. (Bank⸗ u. H.⸗Z.) 


Frankfurt a. M., 29. Januar. Die Franfurter Bank hat den Discont 


auf 314 pCt. herabgeſetzt. 


barliche Geſinnung durch dieſe Antwort des Miniſters des Auswärtigen 


N von den Holländern einge⸗ 
nommen worden iſt. Die Depeſche ſagt, daß die Feſtung zuvor e 


Lande abgeſchnitten war, 
\ fen und von den Veriheidigerm 
Dieſe Mittheilung hat etwas Wider⸗ 


kamen die Vertheidiger heraus? Oder haben die Holländer mit Mühe 


Landes ver⸗ 


AR 


1 1 0 


* % 
; 


Oeſterreichiſchen Credit noch bei Lombarden und Franzoſen von irgend wel 
er Erheblichkeit, wie es erklärlich wird, wenn man die Annahme als be⸗ 
155 läßt, daß die Speculationseffecten aus der ſich entwickelten 
endenz auf anderen Gebieten ihre heutige Ermattung zuzuſchreiben 


Induſtriepapiere, Ruſſiſche 
Wien Mitelcaurs unſeren 


werden wir wohl Näheres erfahren; inzwiſchen aber iſt die Freude 


1 
4 


Nele. 


Lens, 


_ 


Fr rt a. M., 29. Jan. [Oreg nds.] In der geſtrig 
in min aber von nothleidenden Oregonbonds wurde der Ans 
ag des Comite's auf Ratifizirung des mit, Ben Holladay getroffenen Ab⸗ 
nmens angenommen. Vertreten waren 5 Millionen Dollars Bonds. Das 
miſſionshaus Sulzbach erklärte, die Garantie für die von Holladay pro 
95 offerirten 50,000 Dollars für die nächſten 3 Jahre übernehmen zu 
wollen. ; e 
Leipzig, 29. Januar. [Der Aufſichtsrath der Leipzig⸗Reudnitzer 
9 chene Fabri — vormals Goetjes, Bergmann & Comp. — beſchloß, 
den 21. k. M. eine Generalverſammlung einzuberufen und derſelben die 
zertheilung einer Dividende von 10 pCt. vorzuſchiagen. 


Wien, 29. Januar. [Wochenausweis der geſammten lombar⸗ 
en Gifenbabn] vom 15. bis 21. Januar 1,080,157 Fl. gegen 1,053,898 

J., der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗ tebreinnahme 

6,259 Fl. Bisherige Mehreinnahme vom 1. Januar 1874 ab 31,545 Fl. 


Wien, 29. Januar. Die Einnahmen der franz.⸗öſterr. Staatsbahn bes 
rugen vom 22. bis 25. Januar 323,586 Fl. - 


London, 29. Janvar. [Bankausweis.] Totalreſerve 12,725,881 Pfd. 
Sterl. Notenumlauf 25,350,300 Pfd. St., Baarvorrath 23,085,241 Pf. St, 
Portefeuille 16,984,625 Pfd. St., Guth. der Privaten 20,004,508 Pfd. St., 
Guth. des Staatsſchatzes 5,619,817 Pfd. St., Notenxreſerve 11,958,755 Pfd. 
rocentverhältniß der Reſerve zu den Paſſiven 49 2. 


Rotterdam, 29. Januar. [Zinn⸗Auction.] Bei der heute von der 
Niederländiſchen Handelsgeſellſchaft abgehaltenen Zinn⸗Auction waren 20,800 
Blöcke Banca⸗Zinn zu 70% & 71% A. 70 Fl. angeboten und wurde zum 
Diaurchſchnittspreiſe von 70% Alles verkauft. 


1 9. 


deo 10 Thlr. bez., pr. December⸗Januar 9% Thlr. bez. Januar⸗ Februar 
9% Thlr. bez., pr. Februar⸗März — Thlr bez., April⸗Mai 9% Thlr. bez., 
Mai⸗Juni — Thlr. bez., pr. September⸗October 10% Thlr. bez. Gekündigt 

— Barrels. Kündigungspreis — Thlr. : 

Spiritus pr. 10,000 PCt. loco „ohne Faß“ 21 Thlr. 11 Sgr. bez., „mit 
5. — Thlr. — Sgr. bez., pr. December⸗Januar 22 Thlr. — Sgr. oe 
Januar⸗Februar 21 Thlr. 23—25 Sgr. bez., pr. Februar⸗März 21 Thlr. 
93-25 Sgr. bez., März⸗April — Thlr. — Sgr. bez., pr. April⸗Mai 22 
Thlr. 4 Sgr. bis 22 Thlr. bis 22 Thlr. 3 Sgr. bez., pr. Mai⸗Juni 22 

Thlr. 897 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 22 Thlr. 18—16—18 Sgr. bez., 
v. Juli⸗Auguſt 22 Thlr. 24-27 Sgr. bez., per Auguſt⸗September 23 Thlr. 

— eh: bis = Thlr. 2 Sgr. bez. Gekündigt — Liter. Kündigungspreis 


lt. 

role 5 t 1 Kaufluſt, pr. 100 Kilogr. 64—6% Thlr., weiße 7 bis 7% 
‚ir. bezahlt. 

N ‚Safer Gchaupie, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr., feinſte Sorte über 
'otiz bezahlt. 
5 Erb en unverändert, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6% Thlr. 

Wicken ſehr feſt, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr. 

b % 115 gehalten, pr. 100 Kilogr. gelbe 5 bis 5½ Thlr., blaue 

3 13 6 T. 

Bohnen offerirt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr. 

Mais mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6% Thlr. 

f ar in feſter Haltung. ; 
Schlaglein gut behauptet. 

5 Per 100 Kilogramm netto in Thlr., Sgr., Pf, 
Schlag⸗Leinſaat 12 6 8 
Winter⸗Raps... 7 10 — — 
Winter⸗Rübſen. 7 5 — 7 12 6 
Sommer⸗Rübſen 7 2 6 — 
Leindotter 6 25 — 28 
Raps kuchen matt, ſchleſiſche 70—73 Sgr per 100 Kilogr. 
Leinkuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 100—103 Sgr. per 50 Kilogr. 
Kleeſaat feine Qualitäten gut verkäuflich, rothe ordinäre 11—12 Thlr., 
mittle 13—14 Thlr., feine 14% —15 Thlr., hochfeine 15% —15 74 Thlr. pr. 

0 Kilogr., weiße ordinäre 11—12 Thlr., mittle 14215 Thlr., feine 16—18 
ohm 0 90 95 SE 

hymothee gut gefragt, 84— 11% Thlr. pr. 50 Kilogr. 

ar Ri is 1 Thlr 5 Liter 34 —4 Sgr. 


A D 
e 


. 


Provinzial-Beitung. 
e Trebnitz, 28. Janugr. [Feſtliches.] Heute, als am Gedenktage der 


apitulation don Paris, feierte der Kriegerverein von Prausnitz durch einen 
Ausflug nach hier, mit der Fahne und Vereins⸗Capelle voran, wurde durch 


3. raft getreten, indem die Amtsvorſteher ihre Verwaltung mit 
dieſem Tage begannen. Die bisherigen Polizei» Verwaltungen waren ange⸗ 

ieſen, ihre Acken und Schriftſtücke jenen zu übermitteln: daſſelbe iſt auch 
it den Acten der bisherigen umfangreichen königlichen Dante ner Pole 
ſerwaltung geſchehen, welche ſomit aufgelöſt wurde. Der Kreis Ohlau zer⸗ 
ällt nunmehr in 27 Amtsbezirke. Von ihren 27 Vorſtehern find 13 Ritter⸗ 
tsbeſitzer lein Majoratsherr ift im Tableau als Amtsvorſteher zweier Amts⸗ 


5 Si des Ruſticales, 3 Gerichtsſcholzen, 1 Domänenpächter, 1 Königlicher 
Oberförſter, 1 Kaufmann und 1 Wirthſchaftsinſpertor, Unter den Stellver⸗ 


r 


kuss. Präm.-Anl. v. 64 


do. ee. 
Halle-Sorau-Guben .. 


ezirke mit 7 Gutsbezirken und 10 Gemeinden aufgeführt), 7 Großgrund⸗ 


Wechsel-Course. 


Amsterdam250 Fl. 10 T. 4% 
do. an. 2 K. 4½ 
Augsburg 108 Fl.] 2 M. 5 
Frankf. a. M. 100 Fl.] 2 M. 4½ 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. 4½ 
London 1 Lst.. 3 Bl. 3½ 
Paris 300 Fres. 10 T. 5 
Petersburg 1908 R.] 3 M. % 
Warschau 90 SR.) 8 T. 6 ½ 
Wien 159 Fl. . 8 T. 5 
do. do, 2 NM. 5 


Fonds- und Seid 


Kurh. 40 Thlr.-Loose 71 bz. 
Badische 55 FL-Loose 40% bzB, 
Braunschw, Präm.-Anl. 24½ bad. 
Oldenburger Loose 37% ba, 


Louisd’or — — 
Sovereigna 6,21%, G. 
Napoleons5. 10 8. 
Imporlals — — 


Hypotheken - Certificate, 


Freiw. Staats- Anleihe 4½ 
Staats Anl. 4½ %% 18e 4% 
do. cousolid. ai, 
da. 4% ige. . 4 
Staats-Schuldscheine 3½ 
Präm.-Anleihe v. 18553 ½ 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 
(Berliner 4 * 
) Pommersche 3 
) Posensche . . 4 
(Schlesische 3 
/ Kur- u. Neumürk. 4 
5 Pommersche. . 4 
E Posensche 4 
3 Preussische 4 
2 Westfal. u. Rhein. 4 
3 Sächsische 4 
Schlesische 4 
Badische Präm.-Anl. 4 
Baierische 4%, Anleiheſa 
Cöln-Bind.Pramiensch, 3% 


Dollars — — 
Ermd. Bkn99%,B. 
Oest, Bkn. 88%, bz 
Russ, Bkn, 91 Je bz. 


Kündbr, Cent. Bod.-Or. 5 
Unkünd. do. (187275 


do. rückbz, à 11 
do. do do. 


Unk.H.d;Pr.Bd.-Crd.-B. 


do. III. Em. do, 


Kündb.Hyp.-Schuld.do.|i 


Hyp.Auth.Nord-G,-C.B. 
Pomm, Hypoth.-Briefe 
Gotk, Präm.-Pf. L. Em. 


Meininger Präm.-Pfdb. 
Oest. Silberpfandbr... 


do. Hyp. Crd,-Pfndb.|5‘ 
Unkb.Pid.d.Pr.-Hyp.-B.}ä 


Pfdb. d. Oest. Bd.-Or.-Gs. 


Südd. Bod.-Cred.-PIdb. 
Wiener Silberpfandbr, 


Ausländische Fonds. 
Oest. Silberrente . 41 


do, Papierrente 


Oredit-Loose 
Ger Loose . 


40. do. 1856 
do. Bed.-Cred.-Pfüb.. 
Eusg.-Pol. Schatz- Ob]. 


Poln. Pfandbr. III. Em. 


Poln, Liguid.-Pfaudhr. 
Amerik. 6% Anl, p. 1882 
do. 0. P. 188 
do. 5% Anleihe 
Französische Rente 
Ital. neue 5% Anleihe 
Ital. Tabak- Oblig. 
Raab-Grazer Io Thlr. L. 
Rumänische Anleihe 
Türkische Anleihe 
Ung.5% St-Eisenb.Anl. 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thlr. Loose — — . 


———ñ— — ——ę 0 i 


Eiserbahn-Priorltäts- Actien, 
Berg.-Märk. Serie IL 4% 
do. . ig 3% 84%, 


0. 
e Litt. D. 


0. do. G. 
do. do. H. 


do. e 


Ostpreuss. Südbahn. 
Rechte-Oder-Ufer-B. 


Schlesw. Eisenbahn. 41, |100 zB. 


Chemnitz-Kometau .. 

do. II. Emission. 
Prag Du! 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. 

do, do. neue. 
Kaschau-Oderberg , 
Ung. Nordostbahn.,, . 
Ung, Ostbahn 
Lemberg-Caernowitz 


eo... 


5 
5 
5 
5 
5 
5 
do. do. II. Em. 5 
4 
5 
5 
5 
5 


5 
5 


SOON DI I a DT 


5 


do, 0. VI. 4 
de. Nordbahnſs 
e ä 2 5 


4 


5 


Hannover-Altenbeken .|4%, 
Märkisck- Posener 5 
Niederschl,-Märkische.|4 


0 


do. do. III. 4 
do. do. IV. 4½ 
Oberschles. K. 4 
do. SV. 3% 
do, een 4 
do 7 4 
do. E. 3 
4. . 8 175 
4 EUR 
do: HL J 
8 5 
do. von 1873.4 
do. Prieg Neisse, 
Cosel-Oderb. (Wilh.) 4 
do. 8 
85 45 
9. 5 1037 . 
do... Stargard-Posen)4 ee 
do. do. I. Em. 410 
do. 40, III. Em. 44 
Ndrschl. Zweb. Lit. C. 5 _ 
do. as. do. D. 5 


5 


Dux-Bodenbach „, . 5 


5 


5 
5 


en 


5 


do. do. II. 


do. do. III. 
Mährische Grenzbahn , 
Mähr.-Schl.Centraibhn, 
Kronpr. Rudolph-Bahn 
Oesterr.-Französische, 

do. do. neue 

de, südl, Staatsbahn 
do: neue 
do. Obligationen 


Warschau-Wien II. 


do, 1 
de, IV. 


.. 


5 
5 
5 
5 


ar. 


3 
3 


en 


Bank-Discont 4 pr, Ot. 
Lembard-Zinefuss 5 pr. St. 


Nei 


Wu Dr En ba en OD Se DE GE a DI fe OR aan ale U an a Da a 


oa 
. 
ai 


Sur e. 


| 


Sn 


© 


Mainz-Ludwizsh..| 


Y r = . D D 
d w 


9 
Warschau-Wien .|10 


Scoauo 
14 


* 


iD e . ie 
PS 


S e 


Pomm. Centralb. 


El 
nene 


* 


2 


5½ 71½% G. 


Er. Pr.-Wechsl.-B. 12 
Bresl. Wechslerb. 12 
Gentralb. k. Genos. 14 
Coburg. Ored.-Bk. 7% 
Danziger briv- BER. 7 
Darmst. Creditb 1s 
Darmst. Zettelbk. 7 


Deutsche Unionsb.] 9% 


Genossansch.-Bnk 10% 


— — 


i e ee I SE ENBBLTEE REITS RFRTENER! 


Leip. Cred.-Bank. 18 
Luxemburger do. 12 


4% 101 ba 


47 
4 
4% 
Völn-Minden .. . LA 


i MoldauerLds. Bk. 4 
do. 40.04% 102 G. 


Närschl. Cassenv. 15 
Nordd. Grunder. B. Ig 


AN a Se FE ET ES ET TH LET SET HT ITS BD 
= 


1 
Oest. Cred.-Actien|18%, 


Ostd,Product,-Bk.| 8½ 
Posener Bank . . 6% 
Pos.Pr.-Wechsl.B.| 8 
Preuss. Bank-Act. 13½ 
Pr. Bod. Cr.-Abt. B. 15 
Pr, Coxt.-Bod.-Cr.| 91% 
Pr. Credit-Austalt!}24 
Prox. Wechsl,-Bk.| 7% 
Sächs. B. 60% I. S. 12 
Sächs. Cred. Bank I3 
Schles. Bank-Vor.I4 
Schl. Centralbank|13 
Schl. Vereinsbank 9 
Thüringer Bank 14 
Ver.-Bk. Quistorp|l: 


Dr 


4% 100 bz. 
Wiener Unionbk.| 5 


Baugess. Plessner.|14 
Berl.Eisenb.-Bd.A|111% 
D. Eisenbahnb-G.| 0 
de.Reichs-uCe.-E.| 7% 
Mark. Sch. Nsch.G.} 0 
Nordd,Papierfabr.| 8 
Westend, Com.-G.|17 


Pr.Hyp.-Vers.-Act, 164% 
Schl. Feuervers. ‚17% 


,, ui 
7 


Königs- u. Laurah. 29 


Oschl. Eisenwerk. 11 
Redenhütte . 10 


Schles. Zinkh.-Act. 8 
do. St.-Pr.-Aet.] 8 
Tarnowitz. Bergb. 20 


Baltischer Lleyd.| 0 
Bresl. E.-Wagenb.| 7 


Erdm, Spinnerei.) 9 
Görlitz. Eisenb.-B.| 0 
Hoffm’sWag.-Fab.| 6 
O. Schl. Eisenb.-B,|14 
Schles. Leinenind.| 9 


do.Wagenb.-Anst,| 9 
Schl.Wollw.-Fabr.|10 


S {en ; = 
5 — SS — 
w 8 Dis S8 
— ——— nid. — —— —— ö . ä6G —— — . —— —— — 
8 


isenbahn-Stamm- Actien. 

Divid. pro] 1872 J 1873 Zf. 
Aachen-Mastricht.| 1 
Berg.- Märkische 6 


161 bag. 


42% bB 


191%, h2et2, b 


42% bzQ, 


47% bz&, 


98 B 


% 159% ba 


Eisenbahn- Stamm-Prloritäts-Actien. 


46 b20, 


-Paplero, 
B. 


63 


80% bz&, 
71½ p. 


ER legraphiſche Senden 
FR 3 3 Telegr.⸗Bureau.) : se x 
Verſailles, 29. Januar, Abends. Die Nationalverſammlung ge⸗ 
nehmigte den Zuſatz zur Convention des engltſchen Handelsvertrages 
ohne Debatte. Der Antrag Loiſels, die Budgetcommiſſion und die 
Heerescommiſſion das Budget für 1875 gleichzeitig berathen zu laſſen, 
wurde von Gambetta unterſtützt. Gambetta hob hervor, die Lage 
Europa's und das Intereſſe Frankreichs geboten die Entwickelung der 
militäriſchen Hilfsmittel; zu viel ſei beſſer als zu wenig. Der Antrag 
wurde abgelehnt. 8 

Brüſſel, 29. Jan. Ein heutiges Telegramm der „Independence“ 
aus Sebaſtian meldet die Ankunft einer Flotille an der Mündung 
des Nervions, um Bilbao zu helfen und Moriones zu unterſtützen. 
Der Fluß iſt durch Torpedos unſchiffbar gemacht. Die Earliſten boten 
die Auswechſelung von 900 in Portugalate gemachten Gefangenen an. 
Moriones hatte beträchtliche Verſtärkungen erhalten. Die Operationen 
in Biskaya haben begonnen; es hieß, es ſei gelungen, über den Du⸗ 
rango vorzudringen und Bilbao zu entſetzen. 


2 2 
pier⸗ 


eden 165. Galizier 236%. Eliſabethbahn 220%. Nordweſtbahn 200%. 


März 13, 30 Gd. — Wetter: Feucht. 8 

Hamburg, 29. Jannar. [Abendborſe.] 8 Uhr 30 Min. Oeſterr. 
Silberrente 66. Amerikaner 94. Italiener 59%. Lombarden 352, 50. 
Defterr. Eredit⸗Actien 213, 25. Oeſterr. Staatsbahn 741. Oeſterr. 
Nordweſtb. 430. Anglo⸗Deutſche B. 64 /, begehrt. junge — Hamb. Com merz⸗ 
u. Disc.⸗Bank —. Rhein. Eiſenb.⸗St.⸗Actien 137, 50. Berg.⸗Märl, 98%. 
Köln⸗Mindener 140, —. Laurahütte 173, 37. Dortmunder Union 78%. 
Norddeutſche —, —. Packetfahrt —. Transatlantiſche — Geſchäftslos. 

Liverpool, 29. Januar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen oder mehr. Tagesimport 8000 Ballen, 
davon 4000 B. amerikaniſche. 2 


[Ein komiſches Intermezzo! — komiſch allerdings nicht für den, den 
es anging — ereignete ſich vor einigen Tagen in Paris. Ein Delikateſſen⸗ 
händler 0 . . . der in den Markthallen zu thun hatte, ließ feinen mit 
Eiern, Butter, Käſe und dergleichen Waaren im Geſammtwerthe von 2600 
Francs beladenen Wagen in der Rue Berger ſtehen. Ein Individuum, dem 
dies in ſeinen Kram paßte, ſchwang ſich auf den Bock, trieb die Pferde an 
und fuhr geſtreckten Laufes davon. In der Rue de Rivoli aber wurde der 
Dieb von einem Manne eingeholt, der hinter dem Wagen hergelaufen war; 
dieſer Mann ſiel den Pferden in die Zügel, packte dann den Dieb beim 
Kragen, zerrte ihn mit dem Rufe: „Ah, Gauner, Räuber, Spitzbube! Du 
benützteſt meine Abweſenheit, um mir meinen Wagen zu ſtehlen! Nun 
warte!“ vom Bock herab, verſetzte ihm mit der Peitſche einige Hiebe, ſchwang 
ſich ſeinerſeits auf den Bock und fuhr ebenfalls davon, und zwar gegen die 
elvſäiſchen Hen n Es ſei gleich hier bemerkt, daß dieſer moraliſch jo Ent⸗ 
rüſtete durchaus nicht der rechtmäßige Beſitzer des Wagens war, ſondern ein 
Dieb wie jener Andere. Der erſte Dieb wurde von Augenzeugen des Auf⸗ 
trittes ins Gebet genommen und, da er in ſeinen Ausſagen ſich verſtrickte, 
auf den Polizeipoſten gebracht. Dort entpuppte er ſich als der gerichts⸗ 
bekannte Mennoury, wollte aber von der Entführung des Wagens nichts 
wiſſen, ſondern behauptete, er hätte ihn im Auftrage eines Herrn nach den 
elyſäiſchen Feldern bringen ſollen. Der Wagen aber wurde ſpät Abends un⸗ 
beſchädigt, doch ſeiner reichen Fracht an Victualien entledigt, vor einem Gaſt⸗ 
hauſe in Bois⸗Colombes gefunden. Der Gauner, der, wie ſich herausſtellte, 
mit zwei Helfern angefahren gekommen war und mit ihnen im Gaſthauſe 
ſich reſtaurirt hatte, war ſpurlos verſchwunden, hatte aber die zarte Fürſorge 

ehabt, die zwei Pferde, die er im Abendnebel zurückließ, mit ihren warmen 
Kotzen zu bedecken. Mittlerweile war der unglückliche Beſitzer des Gefährtes 
in größter Verzweiflung durch halb Paris geirrt; am andern Tage erhielt er 
nun zwar En und Pferde zurück, aber die Eßwaaren und ihr Entführer 
ſind bisher nicht wieder aufgefunden worden. 


ee 


D 
Mis gezeichnete Cigarren. 
Wegen Aufgabe eines Geſchäfts iſt mir der Reſtbeſtand von cg. 200 Mille 
Eigarren zum Ausverkauf übergeben. Damit dieſelben ſchnell ins Geld 
geſetzt werden, ſind die Preiſe 30 pCt. unterm früheren Koſtenpreiſe feſtgeſetzt 


und mache namentlich Wiederverkäufer auf die folgenden Sorten aufmerkſam: 


Königsgrätz und Iberia, à Mille 9 Thlr., La Patria, Nordstern und Corona, 
à Mille 10% Thlr., H. Upmann, à Mille 11 Thlr., El Progreso, à Mille 
12 Thlr., EI Trabucos, à Mille 13 Thlr., Habanna, à Mille 16% Thlr., 
La Isabella, à Mille 18 Thlr., Fernandez, à Mille 18 Thlr., EI Dorado, 
a Mille 20 Thlr., echte Cuba in Baſtpacketen zu 250 Stück, à Mille 20 Thlr., 
Rio Hondo, à Mille 25 Thlr., Principe de Gales, à Mille 28 Thlr., La 
Emilia, à Mille 30 Thlr., La Perla de la Antlias, à Mille 32 Thlr., La 


Flor Habanna, & Mille 35 Thlr., Integridad, à Mille 40 Thlr., echte Eigaro, 


A Mille 50 Thlr. Es iſt damit Jedem Gelegenheit geboten, für 11280) 


= ſchöne Cigarren ſich anzuſchaffen. : 


A. Genschior, Weidenſtraße 22, 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


